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Kernaussagen des Kapitels
Status quo und Dynamik in den Versorgungsstrukturen

� Österreich verfügt über einen im internationalen
Vergleich großen und dynamischen umweltorien-
tierten Produktions- und Dienstleistungssektor mit
Schwerpunkten im Management von Energieres-
sourcen und der Abfallwirtschaft (hohe Überein-
stimmung, hohe Literaturbasis).

� In der Gesamtheit der Versorgungsstrukturen konn-
ten klimafreundlichere Prozesse jedoch nur un-
zureichend umgesetzt werden (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

� Trotz bestehender Stärkefelder und deutlicher Fort-
schritte in der Dekarbonisierung der Energiever-
sorgung während der letzten 30 Jahre blieben
die Treibhausgasemissionen aufgrund umgekehrter

Entwicklungen in den Bereichen Verkehr und In-
dustrie auf unverändert hohem Niveau (hohe Über-
einstimmung, hohe Literaturbasis).

Notwendige Veränderungen für ein klimafreundliches
Leben

� Für die Erreichung der Klimaziele bedarf es tief-
greifender Veränderungen der Geschäftsmodelle
undWertschöpfungsprozesse, bei einer Neuausrich-
tung entlang zentraler Bedürfnisse wie Gesundheit
oder Ernährung (hohe Übereinstimmung, hohe Li-
teraturbasis).

� Eine umfassende Transformation der Energiesys-
teme wird als notwendig für die Einhaltung der
Klimaziele erachtet (hohe Übereinstimmung, hohe
Literaturbasis).

� Eine weitreichende Transformation nach dem Mo-
dell einer Kreislaufwirtschaft und ein partieller
Ausbau der gemeinsamen Nutzung von Ressourcen
sind für die Einhaltung der Klimaziele mit hoher
Wahrscheinlichkeit erforderlich (hohe Übereinstim-
mung, mittlere Literaturbasis).

Stabilisierende Strukturen

� Der Status quo lässt sich vor allem auf eine aus
Klimasicht wenig konsistente Gestaltung der wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen zurückfüh-
ren (hohe Übereinstimmung, mittlere Literaturba-
sis).

� Klimapolitische Maßnahmen zur Veränderung von
Versorgungsstrukturen beruhen großteils auf För-
derungen zur Skalierung von klimafreundlichen
Produkten und Dienstleistungen (mittlere Überein-
stimmung, mittlere Literaturbasis).
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� Finanzielle und regulative Rahmenbedingungen
schaffen hingegen wenig Anreize zur Veränderung
und begünstigen klimaschädliche Tätigkeiten mit-
unter (hohe Übereinstimmung, hohe Literaturba-
sis).

Gestaltungsoptionen für klimafreundliche Versor-
gungsstrukturen

� Die Erreichung des 1,5-Grad-Ziels ist nur auf Basis
einer Kombination sektorübergreifender und sek-
torspezifischer klimapolitischer Maßnahmen mög-
lich. Dies erfordert eine deutliche Ausweitung des
bestehenden Maßnahmenspektrums (hohe Überein-
stimmung, hohe Literaturbasis).

� Neben Forschungs- und Investitionsförderungen
bedarf es einer konsequent an den Klimazielen ori-
entierten Festlegung der finanziellen und regulati-
ven Rahmenbedingungen für marktwirtschaftliches
Handeln (hohe Übereinstimmung, mittlere Litera-
turbasis).

� Um die langfristige Einhaltung der planetarischen
Grenzen zu gewährleisten, kann die Förderung von
alternativen Versorgungsweisen sowie die Festle-
gung von Obergrenzen erforderlich sein (mittlere
Übereinstimmung, niedrigere Literaturbasis).

14.1 Hintergrund und Ziele

Dieses Kapitel geht der Frage nach, inwieweit die bestehen-
de Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen durch ös-
terreichische Wirtschaftsakteur_innen ein klimafreundliches
Leben fördert oder verhindert und welche Gestaltungsop-
tionen sich daraus für die Erreichung der Klimaziele er-
geben. Ein klimafreundliches Leben erfordert Zugang zu
Gütern und Dienstleistungen, die sowohl einen geringen
CO2-Fußabdruck aufweisen als auch in ihrer Nutzung mög-
lichst wenig Treibhausgase emittieren. Personen, die ihren
eigenen Fußabdruck minimieren oder zumindest reduzieren
möchten, sehen sich laufend der Herausforderung gegenüber,
entsprechende Produkte oder Dienstleistungen aus dem oft
unübersichtlichen Angebot herauszufiltern oder erst identifi-
zieren zu müssen. Zugleich bleiben viele klimafreundlichere
Alternativen unzugänglich für weite Teile der Bevölkerung,
weil sie entweder nicht leistbar oder schlicht nicht verfüg-
bar sind. Sowohl die Möglichkeiten als auch die konkreten
Ausprägungen von individuellen Konsummustern sind da-
mit eng an die Ausgestaltung von Versorgungsstrukturen
geknüpft.

Der Begriff der Versorgungsstrukturen bezieht sich in die-
sem Kapitel auf alle sozialen und technischen Prozesse, die
für den Konsum von Gütern und Dienstleistungen erfor-
derlich sind: von der Ressourcen- und Energiegewinnung
über die Produktion und Distribution bis zur Bereitstellung
sowie fortlaufenden Pflege, Instandhaltung und Reparatur
(vgl. Gruchy, 1987; Narotzky, 2012; Rief, 2019). Neben der
Produktion als klassisches Gegenstück zum Konsum berück-
sichtigt dieses Kapitel auch die Distribution sowie weitere
Tätigkeiten, die zwar oft unbezahlt, aber für gewöhnlich
unerlässlich für die Ermöglichung des Konsums sind: Da-
zu gehören insbesondere die Anschaffung (z. B. Ausleihen),
die Zu- oder Aufbereitung von Gütern (z. B. Kochen) und
Tätigkeiten der Instandhaltung und Reparatur. Dieses Kapi-
tel schließt damit an den Beitrag zur Sorgearbeit (Kap. 8)
an und bettet die darin thematisierten Aktivitäten in die
erweiterten Versorgungsstrukturen mit den zugrundeliegen-
den Wertschöpfungsketten ein. Eine Betrachtung der Ver-
sorgungsstrukturen lädt darüber hinaus zu einem breiteren
Verständnis von „Wirtschaft“ ein, das neben den Tätig-
keiten gewinnorientierter Unternehmen auch jene anderer
wirtschaftlicher Organisationsformen wie der Vereine, des
Staates oder der Haushalte einschließt. Das Konzept der Ver-
sorgungsstrukturen ersetzt damit nicht klassische Begriffe
aus den Wirtschaftswissenschaften, sondern dient in diesem
Kapitel als ein Analyserahmen, der zu einer umfassenden
Auseinandersetzung mit wirtschaftlichen Aktivitäten ausge-
hend von den für ein klimafreundliches Leben erforderlichen
Gütern und Dienstleistungen einladen soll.

Etwa 80 Prozent der für den Konsum in Österreich anfal-
lenden CO2-Emissionen können den Versorgungsstrukturen
zugerechnet werden (Eisenmenger et al., 2020, S. 56), wovon
nur ein geringfügiger Anteil dem direkten Einfluss von End-
verbraucher_innen unterliegt. Dies gilt umso mehr in einer
stark globalisierten Welt, in der Wertschöpfungsketten weit
über Ländergrenzen hinweg reichen. Dieses Kapitel konzen-
triert sich vor allem auf die Versorgung in Österreich und
die inländisch produzierten Treibhausgasemissionen.1 Die
inländische Versorgung trägt etwa 70 Prozent zum Herstel-
lungswert der Güter und Dienstleistungen für den Konsum in
Österreich bei, wobei die restlichen 30 Prozent auf Importe
entfallen. Die Exportquote ist in den vergangenen Jahrzehn-
ten stark angestiegen und beläuft sich mittlerweile auf mehr
als 50 Prozent (Statistik Austria, 2022b). Dieser hohe Ex-
portanteil wird von einer verhältnismäßig kleinen Anzahl
von Unternehmen getragen, der nur etwa 10 Prozent der in

1 Aufgrund der enormen Bedeutung internationaler Warenketten und
den damit verbundenen Konflikten der internationalen Wettbewerbs-
und Wirtschaftsstandortpolitik einerseits und der Finanzmärkte und
-institutionen andererseits wird auf diese Bereiche in den darauffol-
genden Kap. 15 und 16 gesondert eingegangen. Querverweise zu den
Kapiteln zeigen wichtige Anknüpfungspunkte zu diesen Themenfeldern
auf.

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_12
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Österreich tätigen Unternehmen ausmacht (Statistik Austria,
2022a). Aus einer Klimaperspektive fällt zunächst auf, dass
die CO2-Intensität der inländischen Wirtschaft aufgrund des
hohen Anteils erneuerbarer Energien und energieeffizien-
ter Technologien im internationalen Vergleich relativ niedrig
ausfällt, woraus sich Chancen zur Verknüpfung von Kli-
maschutz auf der einen Seite und Standortpolitik auf der
anderen Seite ergeben können (Windsperger et al., 2017).
Andererseits hat sich die CO2-Intensität im Inland (im Ge-
gensatz zu den Importen) über die vergangenen zwei Jahr-
zehnte merkbar erhöht und damit zu einem weiterhin hohen
absoluten Niveau der Treibhausgasemissionen beigetragen
(B. Plank et al., 2020).2 Außerdem wird die höhere inlän-
dische CO2-Intensität durch den hohen Anteil von besonders
emissionsintensiven Produkten und Dienstleistungen am Ex-
port großteils kompensiert.3 Der klimapolitische Handlungs-
bedarf in Bezug auf die inländischen Versorgungsstrukturen
bleibt daher nach wie vor sehr hoch.

Das Kapitel nähert sich vor diesem Hintergrund den ös-
terreichischen Versorgungsstrukturen aus unterschiedlichen
theoretischen Perspektiven an (siehe Kap. 2). Neben den Rol-
len von Unternehmen werden, soweit es die Literatur zulässt,
auch andere in die Versorgungsstrukturen eingebundene Ak-
teur_innen sowie die entsprechenden Rahmenbedingungen
beleuchtet. Die Argumentation erfolgt entlang der Leitfra-
gen von Kap. 10. Abschn. 14.2 zeigt mit Blick auf den
Status quo auf, dass Österreich zwar über einen recht gut
etablierten und fortschrittlichen Sektor für umweltorientierte
Produkte und Dienstleistungen wie energieeffiziente Tech-
nologien oder Recyclingverfahren verfügt, dieser aber nur
einen kleinen Ausschnitt der Versorgungsstrukturen abbil-
det. In der breiten Masse der in der Versorgung tätigen
Organisationen wurden klimafreundliche Prozesse bisher nur
unzureichend umgesetzt. Abschn. 14.3 geht darauffolgend
auf die grundlegenden Veränderungen ein, die in abneh-
mender Dringlichkeit als notwendig erachtet werden: eine
Transformation der Energiesysteme, eine Transformation zu
einer Kreislaufwirtschaft und der Ausbau von Ökonomien
des Teilens. Abschn. 14.4 fasst die wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen und Zielkonflikte zusammen, die als
kritisch für die Ausgestaltung der Versorgungsstrukturen
gelten. Es zeigt sich, dass die Förderstrukturen für un-
ternehmerische Tätigkeiten recht großzügig sind, zugleich
aber wenig Handlungsdruck in Richtung klimafreundliche-
rer Versorgungsstrukturen von Seiten der öffentlichen Hand
ausgeht. Abschn. 14.5 befasst sich abschließend mit den kli-
mapolitischen Gestaltungsoptionen.

2 In Bezug auf die CO2-Intensität der inländischen Versorgungsstruktu-
ren im Vergleich zum Ausland sind auch starke sektorale Variationen zu
beachten, wie beispielsweise in der Industrie (Diendorfer et al., 2021).
3 Eine nach inländischem Verbrauch und Export sowie nach Sekto-
ren aufgeschlüsselte Angabe der produktionsbasierten Emissionen kann
dem Kap. 1 entnommen werden.

14.2 Status quo und Dynamik
in den Versorgungsstrukturen

Eine Auseinandersetzung mit dem Status quo der Versor-
gungsstrukturen kommt zunächst zum ernüchternden Ergeb-
nis, dass es keine systematische oder auch nur überblicksarti-
ge Erfassung des Vorgangs gibt, wie Österreicher_innen mit
Gütern und Dienstleistungen versorgt werden und welche
Beiträge sie selbst dazu leisten. Besonders in Bezug auf die
Selbstversorgung durch Haushalte gibt es wenige evidenz-
basierte Anhaltspunkte. In absteigender Reihenfolge fallen
dort insbesondere das Aufräumen und Putzen, Kochen, die
Betreuung von Kindern und anderen, Reparatur- und Garten-
arbeiten sowie das Einkaufen hinsichtlich CO2-Fußabdruck
ins Gewicht (Smetschka et al., 2019; siehe auch Kap. 8). Alle
diese Tätigkeiten unterlagen in den vergangenen Jahrzehn-
ten einschneidenden Veränderungsprozessen, in Verbindung
mit bedeutsamen Trends wie dem Aufkommen des Online-
Shoppings (Ziniel, 2021), Verlagerungen der Handelszentren
an die Siedlungsränder (Seebauer et al., 2016), der aus-
weitenden Einbindung von Haushalten in die Mülltrennung
(Wheeler & Glucksmann, 2016) oder die zunehmenden
Schwierigkeiten und Fehlanreize, Dinge zu reparieren an-
statt zu kaufen (Jonas et al., 2021). Zu den Klimawirkungen
solcher Dynamiken lassen sich auf Basis des gegenwärtigen
Forschungsstands jedoch kaum zuverlässige Aussagen tref-
fen.

Neben den Aktivitäten der Haushalte werden Versor-
gungsstrukturen allen voran von gewinnorientierten Unter-
nehmen (zwei Drittel der Bruttowertschöpfung), aber auch
wesentlich vom Staat (15 Prozent) und in einem geringe-
ren Ausmaß von nicht gewinnorientierten Organisationen
(NGOs) wie Kirchen oder Vereinen (2,2 Prozent) geprägt
(Statistik Austria, 2020).4 Die Bedeutung von gewinnorien-
tierten Unternehmen für die bisherige Klimabilanz ist aller-
dings noch höher einzuschätzen als ihre volkswirtschaftliche
Relevanz, was vor allem auf eine unterschiedliche Zusam-
mensetzung der angebotenen Güter und Dienstleistungen
zurückgeführt werden kann (Giljum, 2016; Ottelin et al.,
2018). Informationen zu den Tätigkeiten von Unternehmen
bilden folglich eine wichtige Grundlage zur Einschätzung
des Status quo und der bisherigen Dynamiken in den öster-
reichischen Versorgungsstrukturen.

Bei Betrachtung der Leistungen der Unternehmen fällt
zunächst der im internationalen Vergleich beachtliche Sek-
tor der „umweltorientierten Produktion und Dienstleistung“
(kurz Umweltwirtschaft) auf, der sich in den vergangenen
Jahrzehnten in Österreich herausbilden konnte. Neben diver-
sen Bereichen wie dem Gewässer-, Lärm- oder Artenschutz

4 Die Angaben zu Anteilen der Bruttowertschöpfung beruhen auf den
Herstellungspreisen und beziehen sich auf das Jahr 2019, also vor Aus-
bruch der COVID-19-Pandemie.

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_6
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_14
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_5
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_12
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fallen in diese statistische Kategorie weitere wichtige klima-
politische Handlungsfelder wie das nachhaltigeManagement
von Energieressourcen und die Abfallwirtschaft. Die letzt-
genannten, als die beiden wirtschaftlich bedeutendsten Be-
reiche im Umweltsektor, erwirtschafteten im Jahr 2019 eine
Bruttowertschöpfung von 7,16 Milliarden Euro beziehungs-
weise 2,03 Milliarden Euro. Wirtschaftliche Tätigkeiten wie
der Einbau von Filteranlagen, die zur unmittelbaren Reduk-
tion von Treibhausgasemissionen beitragen, bilden bei einer
Bruttowertschöpfung von 1,54 Milliarden Euro ebenfalls ei-
nen der größten Sektoren (Statistik Austria, 2021).

Alle drei Bereiche verzeichneten in den vergangenen Jah-
ren überdurchschnittlich hohe Wachstumsraten. Ihre zuneh-
mende Bedeutung in der österreichischen Wirtschaft beruht
auf einer besonders hohen Innovations- und Exportstär-
ke, was sich im Bereich der „Öko-Innovationen“5 in einer
Positionierung Österreichs im internationalen Spitzenfeld
niederschlägt (Gözet, 2020). Die regelmäßig durchgeführ-
ten Untersuchungen der Umwelttechnik-Industrie6, eines für
den Klimaschutz bedeutsamen Teilbereichs der Umweltwirt-
schaft, erlauben einen detaillierteren Blick auf die bisherige
Dynamik. Wie Abb. 14.1 veranschaulicht, konnte dieser
Wirtschaftssektor Umsatz- und Exportvolumen seit 1993
mehr als versechsfachen. In derselben Zeitperiode stieg der
Anteil dieses Industriesektors an der Sachgütererzeugung ge-
messen an den Umsätzen von 2 auf 5,8 Prozent stetig an
(Schneider et al., 2020).

Unternehmensgründungen spielen eine tragende Rolle in
der Herausbildung einer innovationskräftigen österreichi-
schen Umweltwirtschaft. Dem jüngsten „Austrian Startup
Monitor“ (Leitner et al., 2021) zufolge erachten 27 Pro-
zent der in Österreich tätigen Start-ups ökologische Ziele
als vorrangig. Weitere 36 Prozent stufen ökologische Zie-
le als wichtig, wenn auch nicht als primär ein. In den
Bereichen Konsumgüter, Energie und Mobilität sowie Tou-
rismus haben ökologische Ziele für überdurchschnittlich
viele Gründer_innen einen hohen Stellenwert. Demgegen-
über sind diese Ziele in den Bereichen Softwareentwicklung,
Finanzwesen, Bildung sowie Life Sciences weniger präsent.
In Summe weisen diese Zahlen aber auf eine deutlich höhere
Priorisierung von ökologischen Kriterien in Start-ups im Ver-
gleich zur herkömmlichen Unternehmensstruktur hin, wie
ein Blick auf die Tätigkeiten von österreichischen Klein- und

5 Unter „Öko-Innovationen“ versteht das europäische Eco-Innovation
Observatory „any innovation that reduces the use of natural re-
sources and decreases the release of harmful substances across the
whole life-cycle“ (siehe https://www.eco-innovation.eu/, abgerufen am
14.03.2022).
6 Die Analyse der Umwelttechnikindustrie umfasst die folgenden
Produktsegmente: erneuerbare Energietechnologien, Energieeffizienz-
technologien, Abfalltechnologien, Recycling und Kreislaufwirtschaft,
Wasser- und Abwassertechnologien, Luftreinhaltung sowie Lärm-
schutz, Mess-, Steuer- und Regeltechnik und Umweltbeobachtung
(Schneider et al., 2020).

Mittelunternehmen (KMU) mit weniger als 250 Beschäftig-
ten zeigt.

Denn der Fokus auf die vergleichsweise stark ausgeprägte
Umweltwirtschaft bildet nur einen relativ kleinen Ausschnitt
der in Österreich vorhandenen Versorgungsstrukturen ab. So
trug selbst die gesamte Umweltwirtschaft im Vorkrisenjahr
2019 lediglich 4,3 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt in Ös-
terreich bei (Statistik Austria, 2021). Von größerer Relevanz
ist daher die Frage, inwieweit klimafreundlichere Prozesse
in der breiten Masse der in der Versorgung von Gütern und
Dienstleistungen tätigen Organisationen bereits umgesetzt
werden. KMU, die in Österreich 99,9 Prozent der markt-
orientierten Unternehmen ausmachen und 60 Prozent der
Bruttowertschöpfung beitragen (KMU Forschung Austria,
2021), nehmen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rol-
le ein.

Der hohe Anteil an KMU in der österreichischen Wirt-
schaft wird aufgrund der im Vergleich zu größeren Unter-
nehmen relativ geringeren Innovationstätigkeiten als eine
Barriere in der Forcierung von Öko-Innovationen erachtet
(Gözet, 2020). Zugleich ist die Implementierung von Maß-
nahmen im Sinne des Umwelt- und Klimaschutzes in vielen
KMU kaum etabliert. Der Anteil an Organisationen, die be-
reits entsprechende Maßnahmen umsetzen, fällt daher unter
KMU im Vergleich zu Großunternehmen deutlich geringer
aus (European Commission, 2018).

Abb. 14.2 verschafft auf Basis von Umfragedaten einen
Überblick der jeweiligen Anteile an österreichischen KMU,
die entsprechende Maßnahmen bereits implementieren, und
vergleicht diese mit dem EU-Schnitt. Demnach geben mehr
als die Hälfte der KMU an, auf die ein oder andere Weise
Energie oder Material zu sparen und die anfallenden Abfälle
zu minimieren. Je tiefgreifender Änderungen sind, desto we-
niger werden diese jedoch umgesetzt. Österreichische KMU
gehören zwar zu den europäischen Vorreitern in der Bereit-
stellung von grünen Produkten oder Dienstleistungen und im
Bezug von erneuerbaren Energien, die klare Mehrheit bietet
allerdings unter bestehenden Rahmenbedingungen keine ent-
sprechenden Produkte oder Dienstleistungen an und bezieht
vorrangig nichterneuerbare Energien.

Vergleichbare Umfragen aus den vergangenen Jahren
lassen darauf schließen, dass Unternehmen in Österreich
unabhängig von der Größe zwar in Bereichen wie Ab-
fallmanagement und betrieblichem Energieverbrauch relativ
fortgeschritten sind, tiefergreifendere Veränderungen in Ge-
schäftsmodellen und dem Angebot an Produkten und Dienst-
leistungen aber lediglich von einer Minderheit implementiert
werden (Dorr et al., 2021; Europäische Kommission, 2016,
2020; Kiesnere & Baumgartner, 2019; Kofler et al., 2021;
Schöggl et al., 2022). Selbst unter den im Bereich Forschung
und Entwicklung besonders aktiven Unternehmen hat nur
eines von zehn umfassende Maßnahmen zur Änderung des
Geschäftsmodells implementiert (Kofler et al., 2021).

https://www.eco-innovation.eu/


14.2 Status quo und Dynamik in den Versorgungsstrukturen 417

Be
sc

hä
ft

ig
te

 in
 P

er
so

ne
n

U
m

sa
tz

 in
 M

rd
. E

U
R

Umsatz

0,0
1993 20031997 2007 2011 2015 2019 2021 2023

0

5.000

10.000

15.000

20.000

25.000

30.000

35.000

40.000

42.587

37.855

37.552
31.079

28.605

22.234

17.200
15.000

11.000

45.000

2,5
2,5

3,8

6,0

8,2

9,7

11,9
12,4

14,5

1,5

5,0

7,5

10,5

12,5

15,0

17,5

Beschäftigte

Prognose

Abb. 14.1 Entwicklung von Umsatz, Exporten und Beschäftigungszahlen in der österreichischen Umwelttechnik-Industrie seit 1993. (Quelle:
Schneider et al. (2020))

Österreich

Energie sparen

Minimierung von Abfällen

Material sparen

Recycling / Wiederverwendung von Materialien im Unternehmen

Bereitstellung von grünen Produkten oder Dienstleistungen

Bezug vor allem erneuerbarer Energien

Design von reparierbaren oder wiederverwendbaren Produkten

Weiterverkauf von Produktionsresten an andere Unternehmen

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90

Prozent

100

EU-Durchschnitt

Abb. 14.2 Anteil von Klein- und Mittelunternehmen, die klimabezogene Maßnahmen bereits umsetzen (in Prozent; N= 500 aus Österreich).
(Quelle: Eigene Darstellung basierend auf einer Erhebung im Rahmen des Eurobarometer-Surveys (European Commission, 2018))



418 Kapitel 14. Die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen

In Summe zeigt der Blick auf die bestehenden Versor-
gungsstrukturen, dass Österreich zwar im Unternehmens-
sektor über eine relativ gut etablierte und wirtschaftlich
dynamische Umweltwirtschaft verfügt, wovon auch die Kli-
mabilanzen anderer Versorgungseinrichtungen profitieren,
diesem aber eine unzureichende Umsetzung klimafreund-
licherer Prozesse in den Versorgungsstrukturen in ihrer
Gesamtheit gegenübersteht. Diese Diskrepanz spiegelt sich
auch in der Entwicklung der in Österreich entstandenen (das
heißt produktionsbasiert bilanzierten) Treibhausgasemissio-
nen wider. So konnten seit 1990 deutliche Emissionsrück-
gänge im Zusammenhang mit Energieeffizienzzuwächsen,
einem steigenden Anteil erneuerbarer Energien und eines
Ausbaus der Abfallwirtschaft erzielt werden. Diese wurden
allerdings nahezu vollständig durch Steigerungen der Emis-
sionen im Verkehr und in der Industrie kompensiert (Anderl
et al., 2021). Trotz vielfältiger Bestrebungen blieben die
Treibhausgasemissionen damit seit den 1990er Jahren auf
einem stabilen Niveau (Anderl et al., 2021). Der Bedarf
an notwendigen Veränderungen ist daher nach wie vor sehr
hoch.

14.3 Notwendige Veränderungen
für ein klimafreundliches Leben

Ungeachtet der weiterhin bestehenden Vielfalt an Lösungs-
ansätzen und Visionen für die Gestaltung einer zukunfts-
fähigen Wirtschaft entwickelte sich in den vergangenen
Jahrzehnten, wohl auch vor dem Hintergrund einer sich
zuspitzenden Situation, zunehmend ein wissenschaftlicher
Konsens, dass es „extrem tiefgreifender Veränderungen“
(Schleicher & Steininger, 2017) in den Versorgungsstruktu-
ren bedarf. Die Liste an Veränderungen, die von der Mehr-
heit der Wissenschaftler_innen als „notwendig“ eingeschätzt
werden, hat sich dementsprechend erweitert.

Die Entwicklung der klimapolitischen Analysen und Stra-
tegieempfehlungen, wie von Köppl & Schleicher (2019)
anhand ihrer eigenen Erfahrungen in Forschung und Politik-
beratung nachgezeichnet, steht exemplarisch für eine solche
kumulative Erweiterung (vgl. Steininger et al., 2021). Dem-
nach stand für sie zunächst die Umstellung von fossilen auf
erneuerbare Energien im Vordergrund, ein Ansatz, den sie
in einer zweiten Phase um die Thematik der Energieeffizi-
enz erweiterten. Basierend auf der Erkenntnis, dass isolierte
Verbesserungen der Energieeffizienz nicht ausreichen wür-
den und viel ungenütztes Potenzial in anderen Bereichen
unberührt ließen, forcierten sie anschließend einen systemi-
scheren Ansatz, der alle Komponenten von Energiesystemen
miteinschließt. Mittlerweile plädieren Köppl & Schleicher
(2019) jedoch für noch umfassendere Veränderungen im Sin-
ne einer Kreislaufwirtschaft, die auch die in Ressourcen und
Produkten gebündelte Energie berücksichtigen.

Diese Erweiterung der problematisierten Bereiche ist
insofern bedeutsam, als damit eine zunehmende Einbin-
dung und Koordinierung unterschiedlicher Akteur_innen wie
auch weitreichendere Veränderungen in den bestehenden
Konsummustern einhergehen. Während der Wechsel auf
erneuerbare Energien oder die Implementierung einzelner
Energieeffizienzmaßnahmen, wie bereits von vielen Unter-
nehmen umgesetzt (siehe Abschn. 14.2), die weiterführen-
den Versorgungsstrukturen und bestehende Konsummuster
nur geringfügig berühren, lassen sich darüberhinausgehende
Maßnahmen oft nicht ohne Weiteres umsetzen. Wie Köppl
& Schleicher (2019) hervorheben, erfordern Transitionen
in Energiesystemen sowie jene zu einer Kreislaufwirtschaft
tiefgreifende Veränderungen von Geschäftsmodellen und in
der Organisation ganzer Wertschöpfungsketten.

Tatsächlich ist die Notwendigkeit einer weitreichenden
Transformation der Energiesysteme heute wissenschaftlich
unbestritten (Kirchengast et al., 2019; Köppl & Schleicher,
2021; Meyer et al., 2018; Schleicher & Steininger, 2017).
Auch eine darüberhinausgehende Umgestaltung nach dem
Vorbild einer Kreislaufwirtschaft hat sich als notwendige
Veränderung in der Wissenschaft weitgehend konsensfähig
erwiesen (Cantzler et al., 2020; de Wit et al., 2019; Ei-
senmenger et al., 2020; Jacobi et al., 2018; Kirchengast
et al., 2019). Fortschritte in der Dekarbonisierung der ös-
terreichischen Versorgungsstrukturen müssen daran gemes-
sen werden, inwieweit sich entsprechende Maßnahmen in
einer flächendeckenden Neuausrichtung von Unternehmen
und anderen Versorgungseinrichtungen niederschlagen. In
der Folge werden die bereits genannten Lösungsansätze –
Transformation der Energiesysteme und jene zu einer Kreis-
laufwirtschaft – kurz skizziert. EinigeWissenschaftler_innen
halten darüber hinaus Veränderungen für erforderlich, die
hier unter dem Begriff der „Ökonomie des Teilens“ zu-
sammengefasst werden. Diese werden abschließend kurz
vorgestellt.

14.3.1 Transformation der Energiesysteme

Aus Perspektive der Haushalte erfolgt die Energieversor-
gung sowohl direkt über Energiegüter wie Treibstoffe wie
auch indirekt über die Energie, die zur Bereitstellung un-
terschiedlicher Güter und Dienstleistungen erforderlich ist.
Trotz deutlicher Fortschritte in der Reduktion der in we-
sentlichen Bereichen des Energiesektors emittierten Treib-
hausgase, ist es Köppl & Schleicher (2021, S. 151) zufolge
bisher „nicht gelungen, das österreichische Energiesystem
so umzugestalten, wie es für die Erreichung der Energie-
und Klimaziele notwendig wäre“. Das Energiesystem wird
dabei bewusst breit gefasst und inkludiert alle Prozesse, in
denen durch die Verwendung von (hauptsächlich fossilen)
Energieträgern Treibhausgasemissionen freigesetzt werden,
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also auch den im österreichischen Kontext so kritischen Ver-
kehr. In Summe gehen noch immer rund zwei Drittel der
national produzierten Treibhausgasemissionen auf solche für
energetische Zwecke ausgerichtete Prozesse zurück (Schlei-
cher & Steininger, 2017). Zur Erreichung der Klimaziele
bedarf es daher verstärkter Anstrengungen entlang mehrerer
Strategien: von der Steigerung der Energieproduktivität über
eine Reduzierung der Nachfrage, eine vollständige Umstel-
lung auf erneuerbare Energien bis hin zur Minimierung von
Verlusten im Energiesystem, die in Prozessen der Transfor-
mation, Verteilung und Verwendung auftreten.

Schleicher et al. (2018) schlagen eine Aufteilung in drei
Handlungsfelder vor, die in der Transformation der Ener-
giesysteme als prioritär behandelt werden sollten: multi-
funktionale Gebäude, verschränkte Mobilität und integrierte
Netze. Das erstgenannte Handlungsfeld denkt Gebäude neu,
indem diese einerseits für möglichst unterschiedliche Nut-
zungszwecke gestaltet und andererseits in Infrastrukturen
zur Bereitstellung und Speicherung von Energie verwandelt
werden. Wesentliche Bausteine für die Schaffung klima-
freundlicher Gebäude sind neben einer intensiveren Nutzung
der Räume unter anderem die thermische Bauqualität, die
Einbindung in lokale Energienetzwerke und ein optimier-
tes Energiemanagement auf der Ebene einzelner Quartiere
(Kap. 4). Im zweiten Handlungsfeld der verschränkten Mo-
bilität gilt es, den Verkehr nach den Prinzipien vermeiden,
verlagern, verbessern (in absteigender Priorität) umzugestal-
ten. Neben dem Umstieg auf voll-elektrische Antriebe und
der Forcierung multimodaler Ansätze gilt es insbesonde-
re den motorisierten Individualverkehr auf klimafreundliche
(das heißt öffentlichere und aktivere) Verkehrsmittel zu ver-
lagern und den Mobilitätsbedarf durch eine klimafreundli-
che Raumplanung (Kap. 19) zu verringern (Kap. 6). Das
dritte Handlungsfeld der integrierten Netze sieht eine mög-
lichst synergetische Integration unterschiedlicher Netze bzw.
Sektoren („Sektorkopplung“), insbesondere der Wärmever-
sorgung und Elektrizität, aber auch der Netze für Gas und
Telekommunikation, vor (Büscher et al., 2020; Ornetzeder
& Sinozic, 2020; Ramsebner et al., 2021). Damit können
die Flexibilität und Sicherheit der Energieversorgung erhöht
werden.

Neben der Energieversorgung, die Mitte des vergangenen
Jahrzehnts 68 Prozent der Treibhausgasemissionen produ-
zierte, spielen allerdings auch Produktionsprozesse (21 Pro-
zent) und die Landwirtschaft (9 Prozent) eine bedeutende
Rolle (Schleicher & Steininger, 2017).7 Trotz des erhebli-
chen Gewichts der Energieversorgung wird eine Konzen-

7 Das Umweltbundesamt schlüsselt die Emissionen für das Jahr 2019
wie folgt auf: Energie und Industrie (43,8 Prozent), Verkehr (30,1 Pro-
zent), Landwirtschaft (10,2 Prozent), Gebäude (10,2 Prozent), Abfall-
wirtschaft (2,9 Prozent) und fluorierte Gase (2,8 Prozent) (Anderl et al.,
2021).

tration der Bemühungen auf diesen Bereich deshalb nicht
ausreichen, wie Schleicher & Steininger (2017) ausführen:

„Mit tiefgreifenden, in der einschlägigen Fachliteratur
als radikal bezeichneten, strukturellen Veränderungen im
Umgang mit Energie könnten bis 2050 die Treibhausgas-
emissionen aus energetischer Nutzung gegenüber 2005 um
90 Prozent reduziert werden (die Treibhausgasemissionen
insgesamt um 70 Prozent) und das Emissionsbudget würde
bis 2042 reichen. Erst darüberhinausgehende, nach heutigem
Wissensstand als insgesamt extrem aufwendig zu bezeich-
nende, und daher hinsichtlich der Realisierbarkeit noch of-
fene zusätzliche Verminderungen bei den Emissionen aus
industriellen Prozessen und der Landwirtschaft sowie beim
Abfall würden es erlauben mit dem Emissionsbudget bis
2050 auszukommen, und zwar falls es gelingt, die Emis-
sionen bis 2050 um insgesamt zumindest 90 Prozent zu
vermindern.“ (2017, S. 1)8

14.3.2 Von der „linearen“
zur „Kreislaufwirtschaft“

Die Transformation in Richtung einer Kreislaufwirtschaft
verspricht, auch die Bereiche der Produktionsprozesse,
Landwirtschaft und Abfallbehandlung zu adressieren. Im
Zentrum steht der Umgang mit energetischen wie auch nicht-
energetischen Ressourcen und Produkten. Die Berücksichti-
gung von Produkten markiert dabei eine klare Abwendung
des bisher dominanten Fokus auf die sachgemäße Behand-
lung und Wiederverwendung von Ressourcen (Blomsma &
Tennant, 2020). Während eine Abfallwirtschaft im traditio-
nellen Sinn, wie in Österreich bereits weitgehend etabliert,
sich in erster Linie auf das Ende des Produktlebenszy-
klus konzentriert und damit die bestehenden Produktions-
und Konsumptionsprozesse weitgehend unberührt lässt oder
sogar zu ihrer Beschleunigung und Legitimierung beiträgt
(Wieser, 2016), sieht eine Kreislaufwirtschaft umfassende
Veränderungen entlang des gesamten Lebenszyklus von Res-
sourcen und Produkten vor. Demnach gilt es, Stoffkreisläufe
sowohl zu etablieren bzw. zu schließen als auch zu verlang-
samen und zu verringern (Bocken et al., 2016).

Zur Erreichung einer erhöhten Ressourceneffizienz und
damit Reduktion der Treibhausgasemissionen bedarf es einer
Vielzahl an Maßnahmen, die vom Recycling von Ressour-
cen über die Verlängerung der Nutzungsdauer von Produkten
(beispielsweise durch Reparatur, Instandhaltung und Wie-
deraufbereitung) bis zur Vermeidung unnötigen Konsums
im Sinne einer Suffizienz reichen. Eine Kreislaufwirtschaft
wird über die Einhaltung unterschiedlicher Handlungsprinzi-

8 Diese Ergebnisse basieren auf Modellierungen, in denen ein höhe-
res Treibhausgasbudget angenommen wurde, als es das 1,5-Grad-Ziel
zulassen würde. Die erforderlichen Emissionsreduktionen liegen daher
sogar über 90 Prozent.

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_8
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_23
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_10
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pien bzw. Strategien definiert, wobei sich eine hierarchische
Gliederung weitgehend durchgesetzt hat (Kirchherr et al.,
2017). Demzufolge ist aus einer Sicht der Ressourceneffi-
zienz die Vermeidung („Refuse“) gegenüber der Reduktion
(„Reduce“), Wiederverwendung („Reuse“) und Zurückfüh-
rung („Recycle“) oder gar einer Wiederaufbereitung („Re-
cover“) vorzuziehen.9 Je höher in der Hierarchie, desto
tiefgreifender sind allerdings die erforderlichen Veränderun-
gen in den Versorgungsstrukturen. Zudem bleibt weitgehend
unklar, bis auf welche Ebene der Hierarchie entsprechende
Schritte in Österreich notwendig sind, um die Klimaziele
erreichen zu können. In Praxis wie Wissenschaft werden da-
her unterschiedliche Schwerpunkte gelegt, was mitunter zu
erheblichen Differenzen in der Ausgestaltung einer Kreis-
laufwirtschaft führt.

Berechnungen der Kreislauforientierung bzw. „Zirkula-
rität“ der österreichischen Wirtschaft geben Aufschluss da-
rüber, wie groß der Handlungsbedarf ist. Demnach werden
derzeit nur 9,1 Prozent der Materialien im Produktionssys-
tem aus Sekundärrohstoffen bezogen, womit sich Österreich
ziemlich genau im globalen Durchschnitt befindet (de Wit
et al., 2019; basierend auf Jacobi et al., 2018). In anderen
Worten erfolgt die Versorgung primär nach einem „linea-
ren“ Muster, indem neue Rohstoffe extrahiert, verarbeitet,
verbraucht und letztendlich entsorgt werden. Eine nationa-
le Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energien hätte
auf Basis dieser Berechnung allerdings nur eine sehr geringe
Wirkung in Bezug auf die Emissionen aus der Güterproduk-
tion, da der überwiegende Teil an fossilen Energieträgern in
der ausländischen Produktion von Gütern für den österrei-
chischen Markt zur Anwendung kommt. Dies unterstreicht
die klimapolitische Bedeutung einer Berücksichtigung von
Produkten und ihrer Herkunft (Kap. 1, 15). Weitaus effek-
tiver wären den Autor_innen von Circle Economy zufolge
Maßnahmen zur Erhöhung der Recyclingraten, Erhaltung
bestehender (baulicher) Infrastrukturen und Forcierung recy-
celbarer und langlebiger Produkte (siehe auch Eisenmenger
et al., 2020).

In Bezug auf die industriellen Produktionsprozesse, als
den bedeutendsten Bereich jenseits der Energieversorgung,
bringt eine Umgestaltung im Sinne einer Kreislaufwirtschaft
erhebliche Veränderungen mit sich. Eine Dekarbonisierung
sollte sich schwerpunktmäßig auf die Branchen „Papier
und Druck“, „chemische und pharmazeutische Erzeugung“,
„Metallerzeugung und -verarbeitung“ sowie die „Verarbei-
tung mineralischer Rohstoffe“ konzentrieren, die zusammen
mehr als die Hälfte der mit Industrie und Gewerbe verbunde-
nen Treibhausgasemissionen erzeugen (Anderl et al., 2021;

9 Es besteht noch kein einheitliches Gerüst an „R-Strategien“. Eine de-
tailliertere Aufgliederung findet sich beispielsweise in Potting et al.
(2017), in absteigender Reihenfolge: Refuse, Rethink, Reduce, Reuse,
Repair, Refurbish, Remanufacture, Repurpose, Recycle und Recover.

Geyer et al., 2019). Geyer et al. (2019) sehen neben dem
Einsatz von Breakthrough-Technologien (z. B. wasserstoff-
basierte Technologien) eine hocheffiziente Nutzung einge-
setzter Energien und Ressourcen, möglichst in kaskadischer
Form und unter Bezugnahme biobasierter Rohstoffe, als ei-
nen wichtigen Ansatz in der Dekarbonisierung der Industrie
(siehe auch Diendorfer et al., 2021). Darüber hinaus hebt die
Literatur das Potenzial tiefergreifender Veränderungen der
Geschäftsmodelle, insbesondere einer Umstellung auf so-
genannte Produkt-Dienstleistungssysteme, für die Industrie
hervor (Hinterberger et al., 2006; Wimmer et al., 2008). Da-
mit werden Leistungen mit einem hohen Dienstleistungsgrad
verstanden, bei denen nicht der Verkauf von Produkten oder
Rohstoffen, sondern die Bereitstellung von Nutzungsmög-
lichkeiten und Ergebnissen im Vordergrund stehen (Tukker,
2004).

14.3.3 Ausbau vonÖkonomien des Teilens

Das Konzept der Produkt-Dienstleistungssysteme nimmt ei-
ne zentrale Stellung in der Kreislaufwirtschaft ein, stellt aber
zugleich fundamental in Frage, inwiefern Produkte verkauft
und in den Besitz einzelner Personen oder Haushalte überge-
hen sollten. Damit schafft es eine Brücke zu allgemeineren,
über die Kreislaufwirtschaft hinausgehenden Möglichkeiten
der Gestaltung von Versorgungsstrukturen. So ist das Kon-
zept auch in der Ökonomie des Teilens („Sharing Economy“)
prominent vertreten und hat durchaus Ähnlichkeiten mit der
dienstleistungsorientierten Versorgung durch NGOs und die
öffentliche Hand. Im Gegensatz zur Kreislaufwirtschaft, wo
der Fokus auf die individuelle Bedürfnisbefriedigung auf-
rechterhalten bleibt, soll durch den Ausbau von Ökonomien
des Teilens die gemeinsame Nutzung von Ressourcen geför-
dert und damit auch ein leistbarer Zugang für alle ermöglicht
werden (Acquier et al., 2017; Curtis & Lehner, 2019; Hein-
richs, 2013; Penz et al., 2018).10

Eine Ökonomie des Teilens kann sowohl auf Marktme-
chanismen wie auch auf sogenannten Commons oder Ge-
meingütern beruhen (Dobusch, 2019).Marktbasierte Formen
der Ökonomie des Teilens sind heute vor allem mit digi-
talen Plattformen verbunden, die es sowohl Unternehmen
wie auch Privatpersonen ermöglichen, ihre Besitztümer zu
teilen bzw. diese (gegen Entgelt) anderen Personen oder Or-
ganisationen zeitlich begrenzt zur Verfügung zu stellen. In
Österreich sind dutzende solcher Plattformen aktiv, wobei
sich das genaue Ausmaß und ihre volkswirtschaftliche Be-
deutung nur äußerst schwer abschätzen lassen (Heiling &
Schumich, 2018). Im Verkehrssektor können solche Plattfor-

10 Zur Abgrenzung der Kreislaufwirtschaft von der Sharing Economy
siehe Wieser (2019) und Henry et al. (2021). So fallen beispielsweise
dieWeitergabe und der Weiterverkauf von Gütern unter beide Konzepte.

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_5
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_19
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men zur Abkehr vom Individualverkehr beitragen. In Stra-
tegien zur Reduktion der Treibhausgasemissionen in diesem
Sektor spielen sie allerdings eine untergeordnete Rolle (siehe
Angelini et al., 2020; Heinfellner et al., 2018). Insgesamt ist
umstritten, ob marktbasierte Sharing-Modelle positive Kli-
mawirkungen erzielen können, da damit beispielsweise auch
klimafreundliche Strukturen wie öffentliche Verkehrsmit-
tel anstatt des Individualverkehrs verdrängt werden können
(Frenken & Schor, 2017; Zhu & Liu, 2021).

Neben marktbasierten Formen der Ökonomie des Tei-
lens heben einige Wissenschaftler_innen die Vorteile von
Commons als klimapolitische Lösungsansätze jenseits von
Markt und Staat hervor (Bollier & Helfrich, 2014; Exner
& Kratzwald, 2021). Dazu zählen im weitesten Sinne alle
Ressourcen, die einer Gruppe von Menschen auf Basis kol-
lektiv bestimmter Nutzungsberechtigungen zugänglich ge-
macht werden. Ein solcher Ansatz, beispielsweise in der
Form von gemeinschaftlich genutzten Produktionsgütern,
könnte demnach den Weg in Richtung klimafreundlicherer
Versorgungsstrukturen ebnen, indem potenziell destruktiven
Dynamiken der Konkurrenz entgegengewirkt und zugleich
allen Menschen die Möglichkeit zur Teilhabe gegeben wird.
Energiegemeinschaften, die von Bürger_innen, Gemeinden,
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Abb. 14.3 Modelle klimafreundlicher Versorgungsstrukturen und Notwendigkeit der Veränderungen. (Quelle: eigene Darstellung)

Unternehmen und diversen weiteren Organisationen gegrün-
det werden können und eine gemeinsame Nutzung und
wirtschaftliche Verwertung von erneuerbaren Energien vor-
sehen, wird ein großes Potenzial zur Förderung der sozialen
Akzeptanz und Einbindung der Bevölkerung im Ausbau von
erneuerbaren Energien zugeschrieben (Azarova et al., 2019;
Monsberger et al., 2021; Schmidt et al., 2021). Obgleich
es auch darüber hinaus gewichtige theoretische Gründe für
positive Klimawirkungen gibt, steht eine umfassende Evalu-
ierung des konkreten Potenzials von Commons zur Ermögli-
chung eines klimafreundlichen Lebens noch aus.

14.3.4 Notwendigkeit und Implikationen
für bestehende Konsummuster

Die vorangegangenen Abschnitte fassten unterschiedliche
Modelle zusammen, nach deren Vorbild die Versorgungs-
strukturen in Österreich umgestaltet werden könnten, be-
ginnend mit jenen, die am wenigsten in bestehende Kon-
summuster eingreifen und von weiten Teilen der Wissen-
schaft als dringend erforderlich angesehen werden (siehe
Abb. 14.3). Die hohe Zustimmung trifft uneingeschränkt
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auf die Notwendigkeit einer radikalen Transformation der
Energiesysteme zu. Wie oben aufgezeigt, würde dies jedoch
selbst unter sehr optimistischen Annahmen nicht für die Ein-
haltung der Klimaziele reichen. Die Notwendigkeit einer
Transformation zu einer Kreislaufwirtschaft wird vor diesem
Hintergrund weitgehend als unverzichtbar erachtet. Energie-
und Materialströme wären in den entsprechenden Versor-
gungsstrukturen der Zukunft in hohen Maß „konsistent“ mit
den Stoffwechselprozessen der Natur und weitgehend so ge-
staltet, dass die Nutzung von Energie und Rohstoffen in
Hinblick auf die Erfüllung von Konsumbedürfnissen mög-
lichst „effizient“ erfolgt.

Bedeutende Unsicherheiten ergeben sich in Bezug auf
die konkrete Ausgestaltung einer Kreislaufwirtschaft, vor
allem was die Notwendigkeit der Implementierung von be-
sonders ambitionierten Strategien im Sinne des neben der
„Konsistenz“ und „Effizienz“ dritten Prinzips ökologischer
Nachhaltigkeit, der „Suffizienz“11, anbelangt. Die Wissen-
schaft erwartet insgesamt deutliche Impulse für das nationale
Wirtschaftswachstum durch einen Übergang zu nachhalti-
gen Energiesystemen und kreislauforientierten Versorgungs-
strukturen (McCarthy et al., 2018; Meyer et al., 2018;
Steininger et al., 2021). Denselben Modellierungen zufol-
ge lässt sich dies auch mit der Erreichung der Klimaziele
vereinbaren. Die historische Unvereinbarkeit von positiven
Klimawirkungen und Wirtschaftswachstum lässt viele Wis-
senschaftler_innen aber an ihrer langfristigen Kompatibilität
zweifeln (Haberl et al., 2020; B. Plank et al., 2020; Steinber-
ger et al., 2013; Vogel et al., 2021; Wenzlik et al., 2015).

Mit der Berücksichtigung von Strategien wie dem Ver-
meiden (Refuse) oder Reduzieren (Reduce) von Konsum-
praktiken schlägt die Kreislaufwirtschaft auch eine Brücke
zur Suffizienz, die nicht zuletzt in der Ökonomie des Teilens
von zentraler Bedeutung ist. Suffizienz-Strategien setzen
direkt bei den Konsummustern an und können bei erfolgrei-
cher Umsetzung daher mit größerer Sicherheit Beiträge zu
einem klimafreundlichen Leben leisten, konterkarieren um-
gekehrt allerdings in vielen Fällen eine Beschleunigung des
Wirtschaftswachstums. Wissenschaftliche Untersuchungen
zu Suffizienz heben demgegenüber diverse positive Effekte
für die soziale Nachhaltigkeit hervor, die bei entsprechender
Gestaltung der Versorgungsstrukturen realisiert werden kön-
nen (Brunner, 2021; Dietz & O’Neill, 2013; Princen, 2005;
Schneidewind & Zahrnt, 2013; Vogel et al., 2021).

Selbst wenn es bei einer Transformation der Energie-
systeme und lediglich teilweisen Umsetzung von Prinzipien
der Kreislaufwirtschaft bliebe, wären damit im Vergleich
zum bereits skizzierten Status quo erhebliche Veränderun-
gen in den bestehenden Versorgungsstrukturen verbunden.
Der folgende Abschn. 14.4 verschafft einen Überblick des

11 Zu den drei Prinzipien bzw. Leitstrategien siehe Behrendt, Göll &
Korte (2018).

Wissensstands zu den wirtschaftlichen Strukturen, die zum
Status quo der österreichischen Versorgungsstrukturen bisher
beigetragen haben. Davon ausgehend gehen wir abschlie-
ßend auf die Gestaltungsoptionen ein.

14.4 Stabilisierende Strukturen

Neben der Existenz von diversen handlungsfeldspezifischen
Barrieren, wie sie im Teil 2 dieses Sachstandsberichts auf-
gezeigt werden, lassen wissenschaftliche Erkenntnisse auf
querliegende Strukturen schließen, die zur Stabilisierung des
Status quo beitragen und damit einen Wandel in Richtung
der aufgezeigten Wirtschaftsmodelle entgegenstehen. Eine
wesentliche Grundlage dafür bilden bestehende Umfragen
unter Unternehmer_innen zu Beweggründen für eine (poten-
zielle) klimafreundlichere Ausrichtung ihrer Organisationen
und der wahrgenommenen Barrieren in der Umsetzung. Auf-
grund mangelnder Forschungsarbeiten zu den Perspektiven
anderer Akteur_innen aus den Versorgungsstrukturen kon-
zentrieren wir uns in der Folge auf die Ergebnisse solcher
Umfragen.

Zwei Erhebungen im Rahmen von Eurobarometer-
Umfragen (Europäische Kommission, 2016; European Com-
mission, 2018) geben Aufschluss über die zentralen Faktoren
für KMU im Kontext der Kreislaufwirtschaft. Demnach sind
in Bezug auf KMU, die eine äußerst heterogene Grup-
pe darstellen, die Barrieren erwartungsgemäß sehr divers,
wobei im österreichischen Kontext administrative und recht-
liche Hürden sowie die Kosten der Einhaltung bestehender
Vorgaben und Standards oft im Vordergrund stehen. Ein un-
zureichender Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten sowie
mangelnde Expertise und Humanressourcen stellen dagegen
seltener ein Problem dar. Tatsächlich wird selbst der Zugang
zu Kapital von privaten Investoren und Crowdfunding im
Vergleich zu anderen europäischen Ländern von KMU als
besonders hoch eingeschätzt. Dasselbe gilt für öffentlich be-
reitgestellte Finanzierung für Aktivitäten, die im weitesten
Sinne in den Bereich der Kreislaufwirtschaft fallen.

In einer weiteren, großangelegten Umfrage unter fast
2200 Ein-Personen-Unternehmen (Dorr et al., 2021), ei-
ne Kategorie, in die rund 60 Prozent aller Unternehmen
in Österreich fallen, wurden eine Inkompatibilität mit dem
Geschäftsmodell (55 Prozent eher oder sehr zutreffend),
ein Mangel an steuerlichen Anreizen und Förderungen
(50 Prozent), wirtschaftliche Rahmenbedingungen (50 Pro-
zent), mangelnde Ressourcen (48 Prozent) und eine negative
Kosten-Nutzen-Relation (48 Prozent) als die hinderlichsten
Faktoren für die Umsetzung von Umweltaktivitäten ange-
geben. Die überwiegende Mehrheit der Unternehmer_innen
(87 Prozent) führen ihre eigenen ethisch-moralischen Über-
zeugungen als Beweggründe für Umweltaktivitäten an, ge-
folgt von der Vorbildwirkung bzw. Vorreiterrolle des Unter-
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nehmens (59 Prozent) und den wahrgenommenen Anforde-
rungen der Kund_innen bzw. der Gesellschaft (25 Prozent).
Gesetzliche Regulierungen, öffentliche Förderungen oder die
Vorgaben der Geschäftspartner_innen werden hingegen von
jeweils weniger als 10 Prozent der Befragten als Beweggrün-
de angegeben. Ein ähnliches Bild ergibt sich abschließend
aus einer Umfrage unter 51 Großunternehmen (Kiesnere &
Baumgartner, 2019). Demnach werden die Hauptgründe für
den unternehmerischen Wandel vorrangig in der eigenen Or-
ganisation und in der Kundennachfrage verortet. Die Gesetz-
gebung, staatliche Anreize und andere Partnerunternehmen
spielen auch hier aus Sicht der Befragten eine untergeordne-
te Rolle.

Zusammengefasst zeichnen die bestehenden Evidenzen
aus Unternehmensumfragen also ein Bild, wonach in Öster-
reich ein relativ leichter Zugang zu finanzieller Unterstüt-
zung vorhanden ist, zugleich aber insbesondere von Seiten
der Politik kein großer Druck zur Veränderung ausgeht.
Etwas zugespitzt formuliert wird die Politik von Unterneh-
mer_innen mehr als Barriere denn als treibende Kraft in der
Transformation zu einer umwelt- und klimafreundlicheren
Wirtschaft wahrgenommen (vgl. Kiesnere & Baumgartner,
2019). Die Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen
der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen verhalten
sich großteils komplementär zu dieser Einschätzung.

14.4.1 Wirtschaftspolitische
Rahmenbedingungen

Ein Blick auf die Wirkungen bisheriger wirtschaftspoliti-
scher Maßnahmen weist zunächst auf einige Achtungserfol-
ge hin. Bestehende Analysen zeigen, dass politische Maß-
nahmen vor allem im Energiesektor, wo bislang die mit Ab-
stand größten Reduktionen in den Treibhausgasemissionen
erzielt werden konnten (siehe Abschn. 14.2), einen entschei-
denden Beitrag leisteten (Baumgartner & Schmidt, 2018;
Madlener 2007). Auch wenn sektorspezifische Förderungen
als ökonomisch suboptimal gelten, konnten in Österreich
damit nachweislich wichtige Beiträge, wie beispielsweise
zur Unterstützung erneuerbarer Energien (Baumgartner &
Schmidt, 2018; Gass et al., 2013;Madlener, 2007;Wurster &
Hagemann, 2020), geleistet werden. Standards und Gütezei-
chen hingegen waren insbesondere bei der Energieeffizienz
von Geräten wirksam (Schäppi et al., 2012). Neben Steuern
und Förderungen besteht außerdem ein Emissionshandels-
system, das 2005 auf europäischer Ebene eingeführt wurde
und in Österreich mehr als ein Drittel der Treibhausgasemis-
sionen erfasst (Anderl et al., 2021).

Auch die Herausbildung der Umwelttechnikindustrie, wie
in Abschn. 14.2 aufgezeigt, profitierte nach Einschätzung
von Schneider et al. (2020) bisher stark von der Unter-
stützung durch die öffentliche Hand. So nimmt laut ihrer

Erhebung knapp die Hälfte der Unternehmen aus dieser
Branche Förderungen für Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben in Anspruch. Beinahe eines von fünf Unternehmen
greift auf Förderungen für Exportaktivitäten zurück. Auch in
der Unterstützung von umweltorientierten Start-ups spielen
öffentliche Förderungen als zweitwichtigste Finanzierungs-
quelle nach den Eigenmitteln der Gründer_innen eine we-
sentliche Rolle (Leitner et al., 2021).

Eine gesamtheitlichere Betrachtung der wirtschaftspoli-
tischen Anreize ergibt allerdings ein weitgehend konträres,
mit den Erfahrungen der Unternehmer_innen übereinstim-
mendes Bild. Denn jenseits von überwiegend marktbasierten
und auf Freiwilligkeit beruhenden „weichen“ Instrumenten
im Klimaschutz wurden nur geringfügige Änderungen an
den verbindlichen („harten“) Rahmenbedingungen für wirt-
schaftliches Handeln vorgenommen (Schaffrin et al., 2015;
Wurzel et al., 2019). So gibt es beispielsweise nach wie
vor kaum verbindliche Vorgaben für Unternehmen in Bezug
auf die Berichtlegung über klimarelevante Aktivitäten. Mit
Ausnahme weniger Großunternehmen basiert die Berichtle-
gung in Österreich auf freiwilliger Basis und wird in erster
Linie von intermediären Organisationen geleistet. Berichte
zu Corporate Social Responsibility (CSR), wie auch an-
dere zertifizierte Umweltmanagementinstrumente, konnten
sich vor diesem Hintergrund bis heute nicht aus der Nische
befreien (Forster et al., 2021; Keinert-Kisin, 2015). Erst ei-
ne deutliche Ausweitung der Berichtspflichten auf weitere
Unternehmen und die Einführung europäischer Standards,
wie derzeit von der Europäischen Kommission12 vorgesehen,
verspricht hier Verbesserungen. Damit dürfte künftig auch
aus wissenschaftlicher Sicht leichter zu klären sein, welche
Bedeutung die Praxis der Berichtlegung für die Erreichung
der Klimaziele hat.

Von unmittelbarerer Relevanz für die Ausgestaltung der
Versorgungsstrukturen sind die Preise für Energie und ma-
terielle Ressourcen, die in Österreich durch ein komplexes
System an CO2-Zertifikaten, Steuern und Förderungen be-
einflusst werden. Während die Steuerbelastung für Unter-
nehmen aus internationaler Perspektive relativ hoch ausfällt,
machen Umweltsteuern13 in Österreich bei leicht rückläufi-
ger Tendenz nur etwa 6 Prozent des Steueraufkommens aus,
ein im europäischen Vergleich deutlich unterdurchschnittli-
cher Wert (Delgado et al., 2022; Kletzan-Slamanig & Köppl,

12 Proposal for a DIRECTIVE OF THE EUROPEAN PARLIAMENT
AND OF THE COUNCIL amending Directive 2013/34/EU, Direc-
tive 2004/109/EC, Directive 2006/43/EC and Regulation (EU) No
537/2014, as regards corporate sustainability reporting, 2021.
13 Umwelt- bzw. Ökosteuern umfassen alle Steuern auf Produkte und
Prozesse, die entweder die Umwelt verschmutzen oder zum Verbrauch
nicht erneuerbarer Energien beitragen. Darunter fallen nach etablier-
ter Klassifikation Energiesteuern, Transportsteuern, Ressourcensteuern
und Umweltverschmutzungssteuern. Eine detailliertere Aufschlüsse-
lung kann der Umweltgesamtrechnung (siehe Aichinger, 2021) entnom-
men werden.
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2016a; Köppl & Schratzenstaller, 2015). Diese sind in der
Höhe zudem auffällig stark entkoppelt von den aus dem Ver-
brauch entstehenden Treibhausgasemissionen. So wurden
Energiesteuern, die es bereits seit Jahrzehnten gibt, bisher
vor allem aus fiskalischen Erwägungen eingeführt (Kettner-
Marx et al., 2018). Im Verkehrssektor, wo die Treibhaus-
gasemissionen bedeutend zunehmen (siehe Abschn. 14.2
Kap. 6), befinden sich insbesondere die Dieselsteuern auf ei-
nem international geringen Niveau.

Solche Diskrepanzen zwischen Treibhausgasemissionen
auf der einen und den dafür anfallenden Kosten auf der an-
deren Seite, lassen sich über alle Wirtschaftssektoren hinweg
beobachten. Unter Berücksichtigung aller CO2-relevanten
Steuern und Abgaben kommen Schnabl et al. (2021) in ei-
ner aktuellen Untersuchung zum Schluss, dass der Preis pro
Tonne CO2 je nach Sektor zwischen 2,21 Euro (Energie-
sektor) und 316,14 Euro (Dienstleistungen ohne Verkehr)
schwankt. Die Preise im Energiesektor werden dabei durch
direkte Förderungen und Befreiungen deutlich stärker kom-
pensiert (zu 90,46 Prozent), als es in anderen Sektoren
derzeit der Fall ist (z. B. 17,05 Prozent im Bau). Im Ver-
gleich zu privaten Haushalten werden Unternehmen deutlich
weniger belastet. So tragen private Haushalte eine deutlich
höhere Steuerlast in Bezug auf CO2-Emissionen (237,91 Eu-
ro gegenüber 54,25 Euro pro Tonne) und erhalten zugleich
weniger Förderungen als Unternehmen. Die Anreize zur
Tätigung von entsprechenden unternehmerischen Investitio-
nen zur Senkung der Steuerlast und CO2-Intensität fallen
dementsprechend deutlich geringer aus, als wenn Unterneh-
men einen vergleichbaren oder höheren CO2-Preis zahlen
müssten wie Haushalte. In Summe weisen bestehende Unter-
suchungen auf klimapolitisch problematische Verzerrungen
der Preise für Energie und Ressourcen hin, wodurch er-
forderliche Investitionsanreize teilweise deutlich geschwächt
werden.

Darüber hinaus werden in der österreichischen For-
schungslandschaft auch strukturelle Wachstumszwänge als
hinderliche Rahmenbedingungen relativ prominent themati-
siert (Brand et al., 2021; Brand & Wissen, 2017; Kreinin &
Aigner, 2021; Spash, 2020, 2021). Das strukturelle Erforder-
nis, wirtschaftliches Wachstum zu erzielen, ist auf vielfältige
und interdependente Weise in Institutionen wie dem markt-
wirtschaftlichen Wettbewerb, technologischen Fortschritt,
Kreditwesen, internationalen Wettbewerb und der Sozialpo-
litik verankert (siehe Richters & Siemoneit, 2019). Insbeson-
dere dem Verhältnis zwischen Arbeitsproduktivität auf der
einen und Energie- bzw. Ressourcenproduktivität auf der an-
deren Seite wird im österreichischen Kontext große Beach-
tung geschenkt (z. B. Aiginger & Scheiblecker, 2016; Goers
& Schneider, 2019; Kreinin & Aigner, 2021; Stagl, 2014;
Zwickl et al., 2016). Der Wachstumszwang ergibt sich hier
aus der nach wie vor dominanten politischen Zielsetzung, ei-
ne steigende Arbeitsproduktivität (z. B. durch Innovationen

im Prozessmanagement) mit der Schaffung von (Vollzeit-)
Arbeitsplätzen verbinden zu müssen. Dies kann unter sol-
chen Vorzeichen nur gelingen, wenn Produktivitätszuwächse
durch die Ausweitung der Produktionskapazitäten kompen-
siert werden. Der Druck nach schnellerem Wachstum wird
durch die im Vergleich zu Energie und Ressourcen relativ
hohen Kosten von Arbeit verstärkt, die Arbeitgeber_innen
einen Anreiz für die Steigerung der Arbeitsproduktivität bie-
ten. Zugleich fehlen aufgrund der Konzentration auf die
Arbeitsproduktivität die Kapazitäten, die zur Steigerung der
Ressourcenproduktivität erforderlich wären.

14.4.2 Bestehende Prioritäten und Konfliktlinien
in der Wirtschaftspolitik

Die mangelnde Orientierung an den Klimazielen der im vor-
angegangenen Abschn. 14.4.1 umrissenen wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen wurde in der wissenschaftlichen
Literatur bereits umfassend thematisiert. Bisherige klimare-
levante Erfolge in der Umgestaltung der Versorgungsstruk-
turen in Österreich werden vor allem als Ergebnisse eines
eher opportunistischen Ansatzes verstanden, der sich aus der
Verknüpfung klimafreundlicher Versorgungsweisen auf der
einen Seite mit kurzfristigen wirtschaftlichen Vorteilen so-
wie den spezifischen lokal-regionalen Gegebenheiten auf der
anderen Seite ergibt (Kap. 12). In den vergangenen Jahr-
zehnten wurde die österreichische Klimapolitik maßgeblich
von den auf internationaler Ebene definierten Zielen und In-
strumenten definiert, während es auf nationaler Ebene an
einer konsistenten Strategie mit entsprechendem Durchset-
zungswillen mangelt (Niedertscheider et al., 2018; C. Plank
et al., 2021; Steurer & Clar, 2015). Wie Steurer & Clar
(2015) anmerken, profitiert Österreich im Bereich erneuer-
barer Energien von günstigen geografischen Bedingungen
(siehe dazu auch die Analyse von Wurster & Hagemann,
2020). Zugleich tragen die wirtschaftliche Bedeutung der
heimischen Industrie mit ihrem hohen Energiebedarf und
die breite gesellschaftliche Abneigung gegenüber der Nu-
klearenergie zu einer starken Nachfrage nach alternativen
Energien und Steigerungen der Energieeffizienz bei (Woer-
ter et al., 2017).

Wissenschaftliche Erklärungsansätze für diesen opportu-
nistischen Ansatz und das damit einhergehende Scheitern
einer umfassenderen Transformation zu einer klimafreund-
lichen Versorgungsstruktur führen dies häufig auf die in
Österreich stark korporatistisch und föderalistisch geprägte
Governancestruktur (Kap. 12) zurück, wodurch Entschei-
dungsfindungen verlangsamt und die Einführung wirksamer
Maßnahmen verhindert werden (Niedertscheider et al., 2018;
Seebauer et al., 2019a; Steurer et al., 2020; Steurer &
Clar, 2015, 2017). Ein über unterschiedliche Wirtschafts-
sektoren wiederkehrendes Problem ist, dass diese nicht mit

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_10
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_16
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_16
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bestehenden Aufteilungen politischer Verantwortlichkeiten
übereinstimmen (z. B. Sedlacek et al., 2020; Segert, 2016).
In Bezug auf die Rollen von wirtschaftlichen Interessen und
ihre institutionellen Vertretungsorgane wird in der Litera-
tur kritisch angemerkt, dass Klimapolitik sowohl auf Seiten
der Arbeitgeber_innen wie auch Arbeiternehmer_innen in
weiten Teilen in Konflikt mit der Beschäftigungspolitik gese-
hen wird (Brand & Pawloff, 2014; Högelsberger & Maneka,
2020; Pichler et al., 2021; Wissen et al., 2020). Die Auto-
zulieferindustrie steht exemplarisch für einen wirtschaftlich
bedeutsamen Sektor, an dem viele gut bezahlte Arbeitsplät-
ze in geografisch konzentrierten Regionen gebunden sind.
Mögliche alternative Wirtschaftssektoren können derzeit aus
einer Arbeitnehmer_innensicht nur unzureichend mithalten.
So geht die Produktion von Elektroautos mit einer deutlich
geringeren Nachfrage nach Arbeitskräften einher und ob-
wohl in Österreich das grundlegende technische Know-how
und gut entwickelte, alternative Wirtschaftszweige (z. B.
Bahn, öffentlicher Personennahverkehr) vorhanden sind, gel-
ten die Arbeitsbedingungen und Entlohnungen in anderen
relevanten Industrien und Dienstleistungssektoren unter den
Arbeitnehmer_innen als relativ unattraktiv (Högelsberger &
Maneka, 2020).

Die Interessen von dominanten Wirtschaftsakteur_innen
werden auf institutioneller Ebene durch die Sozialpartner-
schaft gefestigt. Für Brand & Pawloff (2014) funktioniert
die Sozialpartnerschaft wie ein Filtersystem, das mit wirt-
schaftlichen Interessen nicht konforme Positionen und Maß-
nahmenvorschläge aussortiert, bevor sie in einem parlamen-
tarischen Rahmen diskutiert werden können. Die politische
Durchsetzbarkeit von radikal anmutenden klimabezogenen
Maßnahmen wird damit selten getestet. In den vergange-
nen Jahren wurden zwar auf Seiten der Gewerkschaften
Anzeichen einer thematischen Öffnung in Bezug auf um-
weltbezogene Problemstellungen konstatiert (Segert, 2016;
Soder et al., 2018), eine merkbare Verschiebung konnte die
Wissenschaft bisher nicht ausmachen. In der bereits genann-
ten Autozulieferindustrie zeigen jüngste Untersuchungen,
dass Betriebsrät_innen und politische Institutionen die Be-
deutung und Erwünschtheit eines Umstiegs auf Elektroautos
teilweise anzweifeln und tiefergreifendereVeränderungen im
Mobilitätssektor erst gar nicht in Erwägung ziehen (Högels-
berger & Maneka, 2020; Pichler et al., 2021).

Bestehende wirtschaftliche Interessen spiegeln sich auch
in der Formulierung von Alternativen und der Ausgestal-
tung klimabezogener Maßnahmen wider. Die Unterstützung
von alternativen, „grünen“ Wirtschaftszweigen, unter ande-
rem auf Basis recht ambitionierter Förderungen im Bereich
der Forschung und Entwicklung (Kap. 13), nimmt dabei eine
zentrale Rolle ein. Hier zeigt sich auch ein steigendes Inte-
resse in der Politik an der Mobilisierung von Privatkapital
bzw. „Green Finance“ für die Skalierung von nachhaltige-
ren Produkten und Dienstleistungen (Kap. 16). In Bezug auf

die Kreislaufwirtschaft, zum Beispiel, wird sowohl auf öster-
reichischer wie europäischer Ebene der Fokus vor allem auf
die Förderung von neuen Technologien und Geschäftsmodel-
len gelegt, obwohl in der Literatur zur Kreislaufwirtschaft
ein breiter wissenschaftlicher Konsens besteht, dass eine
deutlich umfassende Transformationsstrategie erforderlich
ist (Friant et al., 2021; Hausknost et al., 2017; Wieser, 2021;
vgl. Analysen zur Industriepolitik und Berücksichtigung von
Suffizienz Pichler et al., 2021; Zell-Ziegler et al., 2021).

Insgesamt halten wir auf Basis bisheriger Forschungsar-
beiten fest, dass es in Österreich zwar diverse finanzielle Un-
terstützungen für klimabezogene Anstrengungen gibt, die-
sen aber wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen gegen-
überstehen, die nicht nur wenig Handlungsdruck erzeugen,
sondern klimaschädliche Tätigkeiten mitunter sogar begüns-
tigen. Neben dem Mangel einer ambitionierteren nationalen
Klimapolitik, die über das Ausschöpfen von Effizienzpoten-
zialen und die Forcierung von Innovationen hinausgeht, lässt
sich bisher keine koordinierte und konsistent an Klimazie-
len orientierte Ausgestaltung der wirtschaftspolitischen Rah-
menbedingungen erkennen. Vor diesem Hintergrund werden
in der Literatur diverse Gestaltungsoptionen diskutiert, auf
die im abschließenden Abschn. 14.5.3 eingegangen wird.

14.5 Gestaltungsoptionen für klimafreundliche
Versorgungsstrukturen

Für den Übergang zu einer klimafreundlichen Versorgung
mit Gütern und Dienstleistungen kommen eine Reihe von
Maßnahmen in Frage, wobei je nach theoretischer Pers-
pektive (siehe Kap. 2) unterschiedliche Gestaltungsoptionen
in den Blick genommen werden. Grundsätzlich kann vorab
konstatiert werden, dass es in der Forschungsgemeinschaft
einen breiten Konsens gibt, dass es einer Kombination von
einer Vielzahl an Maßnahmen bedarf (z. B. Bachner et al.,
2021; Dugan et al., 2022; Großmann et al., 2020; Kir-
chengast et al., 2019; Stagl et al., 2014; Steininger et al.,
2021; Weishaar et al., 2017). Klar ist darüber hinaus, dass
bestehende klimaorientierte Maßnahmen bei weitem nicht
ausreichen würden, um die Klimaziele zu erreichen (An-
derl et al., 2021). Anstelle des bisherigen Fokus auf die
Skalierung bzw. Marktdurchdringung von neuen Technolo-
gien, Produkten, Dienstleistungen und Geschäftsmodellen
durch öffentlich geförderte und mit Privatkapital finanzierte
Forschungs- und Investitionstätigkeiten bedarf es demnach
einer Mobilisierung eines breiteren Spektrums an Maßnah-
men.

Im Mobilitätssektor sind beispielsweise Modellierungen
zufolge zusätzliche Maßnahmen selbst dann erforderlich,
wenn technologische Optionen vollständig ausgeschöpft
werden (Heinfellner et al., 2018). Die Modellierungen des
Umweltbundesamts (Krutzler et al., 2017) erlauben auch

http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_17
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_20
http://dx.doi.org/10.1007/978-3-662-66497-1_6
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Abb. 14.4 Erweiterungen des Maßnahmenspektrums für den Übergang zu klimafreundlichen Versorgungsstrukturen. (Quelle: eigene Darstellung)

eine grobe Abschätzung der Zusammensetzung von Maß-
nahmen, die für eine Reduktion der nationalen Treibhaus-
gasemissionen bis 2050 um 80 Prozent gegenüber dem
Referenzjahr 1990 erforderlich wären. Darunter fallen eine
ganze Reihe weitreichender Maßnahmen wie beispielweise
eine sozial-ökologische Steuerreform, die Abschaffung kon-
traproduktiver Förderungen, eine stringentere Umsetzung
des Emissionshandels, der Umstieg von Gütern auf Dienst-
leistungen („Nutzen statt Besitzen“) oder Richtlinien zur
Gestaltung klimafreundlicher Produkte. Wenngleich unter-
schiedliche Transformationspfade zum Ziel führen können
(siehe Kirchengast et al., 2019 und Kap. 23), spielen die
meisten der genannten Maßnahmen in fast allen Pfaden ei-
ne herausragende Rolle.

Anstelle einer detaillierten Aufschlüsselung möglicher
Gestaltungsoptionen, wie sie dem aktuellen UniNEtZ-
Optionenbericht (Hinterberger et al., 2021) entnommen wer-
den kann, konzentrieren wir uns in der Folge auf die
zentralen Stoßrichtungen, die zur Erweiterung des Maß-
nahmenspektrums vorgeschlagen werden. Im wissenschaftli-
chen Diskurs zu den Versorgungsstrukturen lassen sich zwei
grundsätzliche Stoßrichtungen ausmachen (siehe Abb. 14.4).
Die erste Stoßrichtung sieht eine prominentere Rolle von

klimapolitisch orientierten und stringenten Rahmenbedin-
gungen für Marktakteur_innen (Feld A) vor. Im Gegensatz
zu Skalierungsmaßnahmen (Feld C) werden die Lösungen
hier grundsätzlich offengelassen, solange sie sich in einem
vordefinierten und für alle Akteur_innen gültigen Rahmen
bewegen (Kap. 24). Auf diese Stoßrichtung, für die es
eine hohe Übereinstimmung in der österreichischen Wis-
senschaftsgemeinschaft gibt, gehen wir in Abschn. 14.5.1
ein. Für die Wirksamkeit entsprechender Maßnahmen gibt
es solide wissenschaftliche Befunde. Inwieweit optimierte
marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen neben der Skalie-
rung von innovativen Produkten und Dienstleistungen ausrei-
chend für die Erreichung der Klimaziele sind, konnte bisher
nicht eindeutig geklärt werden. Die Beweislage für diese
Stoßrichtung kann daher insgesamt als mittelmäßig beurteilt
werden.

Insbesondere unter Berücksichtigung eines über die der-
zeitigen politischen Klimaziele hinausreichenden Zeitraums
könnte ein marktzentrierter Ansatz an planetarische, das
heißt ökologische und physikalische, Grenzen stoßen, wenn
mögliche Effizienzgewinne durch ein größeres Volumen an
Gütern und Dienstleistungen kompensiert werden. Eine wei-
tere Ausdehnung von Märkten als dominante Organisati-
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onsform von Versorgungsstrukturen wird auch hinsichtlich
möglicher unerwünschter sozialer Auswirkungen von eini-
gen Wissenschaftler_innen als problematisch eingestuft. Ei-
ne zweite Stoßrichtung sieht daher auch Maßnahmen vor, die
über die Mobilisierung und Gestaltung von Märkten hinaus-
gehen oder dieser entgegenstehen. Die Rahmenbedingungen
werden hier unter Berücksichtigung des gesamten gesell-
schaftlichen Fußabdrucks entsprechend der planetarischen
Grenzen (Brand et al., 2021) gesetzt (Feld B). Bezüglich
Lösungen steht die Förderung von alternativen bzw. an den
Prinzipien der Reziprozität und Redistribution orientierten
Versorgungsstrukturen imVordergrund (Feld D). Diese Stoß-
richtung, die vor allem aus einer Bereitstellungsperspektive
und Gesellschaft-Natur-Perspektive abgeleitet werden kann,
wird in Abschn. 14.5.2 kurz aufgegriffen. Zumindest in An-
sätzen werden entsprechende Maßnahmen von weiten Teilen
der Wissenschaft als notwendig erachtet. Diesem als mittle-
re Übereinstimmung bewerteten Sachstand steht allerdings
eine eher schwache Beweislage gegenüber, die auf mangeln-
de Evidenzen bezüglich der Klimafreundlichkeit alternativer
Versorgungsweisen zurückgeführt werden kann.

14.5.1 Marktgestaltung: Rahmenbedingungen
für Marktakteur_innen

Märkte haben sich sowohl historisch wie geographisch als
äußerst flexibel und formbar erwiesen. Viele klimapoliti-
sche Empfehlungen setzen bei dieser Formbarkeit an und
schreiben der Gestaltung von Märkten eine zentrale Rol-
le im Übergang zu klimafreundlichen Versorgungsstrukturen
zu. Die am meisten diskutierten, sektorenübergreifenden
Maßnahmen für die Transformation der Versorgungsstruktu-
ren sind mit dem Stichwort „Kostenwahrheit“14 verbunden
(siehe Kap. 2 „Marktperspektive“). Kostenwahrheit liegt
demnach dann vor, wenn die Kosten vollständig von ihren
Verursacher_innen getragen werden. Um dies zu erreichen,
gilt es Güter wie Energie oder Ressourcen so zu beprei-
sen, dass die aus ihrem Verbrauch entstehenden Kosten
finanziell kompensiert werden können. Wie im vorangegan-
genen Abschn. 14.4 beschrieben, wird das in Österreich
bestehende System aus klimarelevanten Steuern und CO2-
Zertifikaten als unzureichend und ungleich verteilt erachtet.
In der österreichischen Forschungsgemeinschaft wird daher
eine einheitliche und an den Treibhausgasemissionen orien-
tierte Besteuerung gefordert (Kirchner et al., 2019; Schnabl
et al., 2021).

Durch welches marktbasierte Instrument eine solche Kos-
tenwahrheit am besten erreicht werden kann, lässt sich nicht

14 Was damit gemeint ist bzw. welche Kosten im österreichischen Kon-
text zu berücksichtigen sind, wird in der Stellungnahme von Graßl et al.
(2020) diskutiert.

eindeutig bestimmen und bleibt nach wie vor Gegenstand
einschlägiger Analysen (z. B. Berger et al., 2020). Unter
den Förderungen für klimaschädliche Tätigkeiten verorten
Kletzan-Slamanig & Köppl (2016b) großes Potenzial in
den Sektoren Energie, Verkehr und Wohnen, wo etwa zwei
Drittel aller klimaschädlichen Förderungen auf nationaler
Basis verändert bzw. abgeschafft werden sollten. Die größ-
ten Anteile sehen sie dabei in der Dieselbegünstigung, der
Pendlerpauschale und der Energieabgabenvergütung.Mit ei-
ner Aufhebung kontraproduktiver Förderungen könnte nicht
zuletzt das derzeit stark belastete Staatsbudget entlastet wer-
den, womit möglichen Zielkonflikten zwischen der Finanzie-
rung klimapolitischer Maßnahmen und einer stringenteren
Budgetpolitik entgegengewirkt werden könnte (Feigl & Vrti-
kapa, 2021; Steininger et al., 2021).

Neben klimaschädlichen Förderungen finden in der For-
schung zur österreichischen Wirtschaft vor allem CO2-
Steuern Beachtung, da Emissionshandelssysteme auf inter-
nationaler Ebene operieren und viele bedeutende Sektoren
davon weithin unberührt bleiben. Analysen der möglichen
Wirkungen einer Einführung einer CO2-Steuer für Öster-
reich zeigen, dass dies insbesondere in den Sektoren Verkehr
und Dienstleistungen, aber auch darüber hinaus zu signi-
fikanten (wenngleich unzureichenden) Reduktionen in den
CO2-Emissionen führen könnte (Goers & Schneider, 2019;
Kettner-Marx et al., 2018; Kirchner et al., 2019; Mayer
et al., 2021; Steininger, 2020). Heinfellner et al. (2018)
bestätigen dies für den Mobilitätssektor. Mit der Implemen-
tierung einer sogenannten sozial-ökologischen Steuerreform,
die höhere Steuern auf Energie und Ressourcen mit entspre-
chenden Umverteilungen der Einnahmen verbindet, hat die
österreichische Bundesregierung Anfang 2022 einen zentra-
len Vorschlag klimabezogener Wirtschaftsforschung in die
Praxis übersetzt. Der Startpreis von 30 Euro pro Tonne CO2

liegt allerdings deutlich unter dem von der Wissenschaft vor-
geschlagenen Mindestpreis von 50 Euro (Graßl et al., 2020).
So würde aus einem ökologischen Blickwinkel selbst eine
Steuer von 100 Euro pro Tonne CO2 (in nicht-ETS-Sektoren)
ohne begleitendeMaßnahmen und bedeutsame Kostenreduk-
tionen von klimaneutralen Technologien die Emissionen im
Jahr 2030 um lediglich 3,5 bis 5 Prozent reduzieren (Steinin-
ger, 2020).

Selbst unter Berücksichtigung unterschiedlicher Optionen
zur Umverteilung und Reinvestition der Steuereinnahmen
würde eine hohe CO2-Steuer nach derzeitigemWissensstand
nicht für die Erreichung der Klimaziele ausreichen (Groß-
mann et al., 2020; Kirchner et al., 2019; Mayer et al., 2021;
Steininger, 2020). Die Wissenschaft weist daher auch ord-
nungspolitischen Instrumenten, wie sie vor allem im Ener-
giesektor bereits etabliert sind, eine bedeutende Rolle zu.
Angesichts ihrer kontextspezifischen Ausgestaltung und da-
mit einhergehenden Vielfalt der Gestaltungsoptionen kann in
diesem Rahmen nicht ausführlich darauf eingegangen wer-
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den (dazu siehe Abschn. 14.2). Es sei lediglich angemerkt,
dass regulatorische Markteingriffe heute auch jenseits des
Energiesektors prominent diskutiert werden. Nachdem die
Energieeffizienz von Geräten wesentlich von Produktstan-
dards profitierte, fordern Wissenschaftler_innen die Einfüh-
rung ähnlicher Standards in Bezug auf die Materialeffizienz,
insbesondere Reparierbarkeit, Haltbarkeit und Rezyklierbar-
keit (Eisenmenger et al., 2020; Schanes et al., 2018). Eine
vielfach eingebrachte Forderung ist zudem, dass solche und
ähnliche Mindeststandards in der öffentlichen Beschaffung
stärker berücksichtigt werden. Bei einem jährlichen Beschaf-
fungsvolumen, das 14 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
entspricht, könnte eine beachtliche Hebelwirkung erzeugt
werden (z. B. Köppl et al., 2020; siehe auch Kap. 16). Aus ei-
ner Innovationsperspektive sollten dabei vor allem jene Sek-
toren gefördert werden, in denen nicht nur ein hoher Bedarf,
sondern auch ein hohes Forschungs- und Innovationspoten-
zial vorhanden ist (Bittschi & Sellner, 2020; Steininger et al.,
2021).

Die bisher angeführten finanziellen und regulativen Op-
tionen zur Setzung marktwirtschaftlicher Rahmenbedingun-
gen werden in der Wissenschaft vor allem in Verbindung
mit der Transformation der Energiesysteme (Abschn. 14.3.1)
und jener zu einer Kreislaufwirtschaft (Abschn. 14.3.2) als
wesentlich erachtet (Domenech & Bahn-Walkowiak, 2019;
Friant et al., 2021; Hartley et al., 2020; Hausknost et al.,
2017; Irshaid et al., 2021; Milios, 2018; Vence & López
Pérez, 2021). Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang,
dass informationsbasierten Maßnahmen zur Herstellung von
Transparenz wie Umweltzeichen oder freiwilligen Produkti-
onsstandards, die in der österreichischen Umweltpolitik in
den vergangenen drei Jahrzehnten an Gewicht gewonnen
haben (Wurzel et al., 2019), als sektorübergreifende Ge-
staltungsoptionen nur wenig Beachtung in der Wissenschaft
geschenkt wird. Die Auswahl der von der Wissenschaft vor-
geschlagenen Gestaltungsoptionen spiegelt damit eine kla-
re Befürwortung verbindlicher und unmittelbar wirksamer
Maßnahmen wider.

Die diversen Instrumente zur Gestaltung von Märkten
können alle zu einer klimapolitisch erwünschten Disruption
der Sektoren mit den höchsten Treibhausgasemissionen bei-
tragen. Obgleich eine solche Disruption nicht unbedingt mit
dem Verlust von Arbeitsplätzen in traditionellen Sektoren
einhergehen muss und etwa marktbasierte Instrumente in der
Theorie so gestaltet werden können, dass sie auch etablier-
ten Akteur_innen genügend Anpassungszeit lassen, können
deutliche Verschiebungen am Arbeitsmarkt erwartet werden
(Kap. 7). Streicher et al. (2020) zeigen auf Basis einer Dekar-
bonisierungslandkarte für Österreich auf, welche Unterneh-
men am meisten CO2 emittieren und damit am stärksten von
klimapolitischen Maßnahmen betroffen wären. Unterneh-
men in den Sektoren Eisen und Stahl, Verbrennungsanlagen,
Zement und Kalk sowie Raffinerien emittieren demnach am

meisten. Großmann et al. (2020) gehen bei einer Dekarboni-
sierung der österreichischen Wirtschaft von Jobverlusten im
Verkehrssektor und bei Hersteller_innen von Metallerzeug-
nissen aus. Wie bereits aufgezeigt, besteht im Widerstand
gegen solche Verschiebungen ein zentrales Hemmnis für kli-
maorientierte Wirtschafts- und Industriepolitik. Zudem ist
zu erwarten, dass eine Steigerung der Kosten für Anbie-
ter_innen insbesondere in regionalen Versorgungsstrukturen
zu einer Erhöhung der Preise für Endverbraucher_innen zur
Folge hätte (Berger et al., 2020). Aufgrund der einheitli-
chen Kosten würde dies vor allem einkommensschwache
Haushalte betreffen und damit zu ökonomischer Ungleich-
heit beitragen, wobei die Verteilungswirkungen stark von
besteuerten Ressourcen abhängen (Humer et al., 2021).

Angesichts solcher und weiterer möglicher Konsequen-
zen besteht in der Wissenschaft ein breiter Konsens, dass
klimapolitische Änderungen in den marktwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen einer genauen Prüfung der Implika-
tionen aus einer Sicht der sozialen Gerechtigkeit bedürfen
(Kap. 17). In Bezug auf die Besteuerung von CO2 wird emp-
fohlen, diese zumindest aufkommensneutral zu gestalten,
sodass gewonnene Steuereinkünfte wieder über steuerliche
Erleichterungen oder andere Unterstützungen an anderen
Stellen zurückfließen. Auch wenn ein solches System aus
Sicht mancher ökonomischer Theorien als ineffizient beur-
teilt werden kann, hat sich ein solcher Kompensationsme-
chanismus in anderen Ländern als zentral für die Akzeptanz
bei Stakeholder_innen erwiesen (Kettner-Marx et al., 2018).

Für die aufkommensneutrale Verwendung von Steuerein-
nahmen bieten sich drei sich potenziell ergänzende Optionen
an (Graßl et al., 2020; Kirchengast et al., 2019), die je nach
Perspektive unterschiedlich gewichtet werden können. Wenn
die Verteilungswirkung im Vordergrund steht, wird als geeig-
netes Instrument die Auszahlung eines Öko- oder Klimabo-
nus für besonders betroffene Haushalte gesehen (Kap. 17).
Aus einer innovations- und industriepolitischen Perspektive
bietet sich eine zielgerichtetere Verwendung der Mittel zum
Aufbau von alternativen, klimafreundlicheren Versorgungs-
strukturen an. Begleitende Maßnahmen wie Garantien für
Jobs und Pensionen in den betroffenen Wirtschaftssektoren,
finanzielle Kompensationen und Förderungen für Umzü-
ge und Ausbildung sowie frühere Pensionsantritte könnten
wichtige Beiträge zur Ermöglichung einer solchen Umstruk-
turierung der Wirtschaft leisten (Högelsberger & Maneka,
2020; Keil, 2021; Pichler et al., 2021). Eine dritte Opti-
on besteht in der Entlastung des Faktors Arbeit, wodurch
der Druck zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und da-
mit eine zentrale Ursache für die Wachstumsabhängigkeit
der Volkswirtschaft (siehe Abschn. 14.4.1) verringert werden
könnte.

Die Literatur weist darauf hin, dass neben sozialen Kom-
pensationsstrategien mögliche klimarelevante Folgeeffekte
oder „Externalitäten“ von marktbasierten Lösungen beach-
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tet werden müssen. Ein bekanntes Problem ergibt sich, wenn
Unternehmen als Antwort auf erhöhte Kosten ihre Produk-
tion in andere Länder verlagern, wo geringere Auflagen
zu beachten sind und damit mehr Treibhausgasemissionen
produziert werden können. Entsprechend sind im Emissions-
handelssystem der EU Ausnahmen für Sektoren vorgesehen,
die von solchem „Carbon Leakage“ betroffen sind, wobei
mittlerweile auch alternative Maßnahmen in der Form von
CO2-Grenzausgleichmechanismen diskutiert werden (Kre-
nek et al., 2020). Ein weiteres Problem kann entstehen,
wenn marktorientierte Instrumente von klimapolitisch pro-
blematischen Verhaltensänderungen im Konsum begleitet
werden. Zum Beispiel reduzieren Förderungen von Elek-
trofahrzeugen zur Verbreitung dieser Technologie nicht nur
die Anschaffungskosten, sondern indirekt auch die Kosten
pro gefahrenen Kilometer, was zu einer höheren Verkehrsbe-
lastung führen kann (Seebauer et al., 2019b). Für Seebauer
et al. (2019b) können diese am besten vermieden werden,
indem klimabezogene Werte und Einstellungen unter Kon-
sument_innen gestärkt werden (siehe auch Kap. 21). Die
Gestaltung von klimafreundlichen Märkten ist unter diesen
Gesichtspunkten als ein kontinuierlicher Prozess zu verste-
hen, in dem die Wirkungen regelmäßig evaluiert und bei
Auftreten von nicht intendierten oder erwarteten Effekten
entsprechende Gegenmaßnahmen getroffen werden.

Das Auftreten von in Märkten nicht berücksichtigten
bzw. externalisierten Problemen verweist auf die allge-
meine Problematik, dass marktwirtschaftlicher Wettbewerb
Dynamiken begünstigt, die einerseits bei entsprechender
Marktgestaltung für denWandel zu klimafreundlicheren Pro-
dukten und Dienstleistungen und die Realisierung höherer
Wachstumsraten der Wirtschaft mobilisiert werden kann,
andererseits eine stete Suche nach Möglichkeiten zur Ex-
ternalisierung von Kosten antreibt, die einer erfolgreichen
Klimapolitik entgegenwirken kann (siehe Kap. 25). Inwie-
weit solche Externalitäten tatsächlich auftreten und von der
Gesellschaft im Sinne von Klimaschutz und -anpassung kor-
rigiert bzw. kompensiert werden können, insbesondere über
einen Zeithorizont von mehreren Jahrzehnten oder länger, ist
von hoher Bedeutung für die Wirksamkeit der bisher vorge-
stellten klimapolitischen Maßnahmen.15 Zu berücksichtigen
ist auch, dass trotz der Dominanz von Märkten nach wie
vor wesentliche Bereiche der Versorgung mit Gütern und
Dienstleistungen außerhalb von Märkten stattfindet (siehe
Abschn. 14.1 Kap. 2), die durch marktwirtschaftliche Instru-
mente unberührt blieben. Solche Defizite einer Fokussierung
auf Märkte können eine klimapolitische Legitimationsgrund-
lage für tiefergreifendere Gestaltungsoptionen bilden.

15 Die Problematik ist eng mit der bereits in Abschn. 14.3.4 erwähn-
ten Debatte zu den Möglichkeiten und Grenzen einer Entkoppelung des
Wirtschaftswachstums von negativen Klimawirkungen verwoben.

14.5.2 Gesellschaftliche Grenzen und alternative
Versorgungsweisen

DemMaßnahmenspektrum für die Schaffung und Gestaltung
von klimafreundlichen Märkten entsprechend können Maß-
nahmen auch in einem weiteren gesellschaftlichen Rahmen
sowohl an der Skalierung von konkreten Lösungen als auch
an den Rahmenbedingungen ansetzen (siehe Abb. 14.4).
Aus einer Bereitstellungsperspektive rücken neben Märk-
ten auch staatlich, haushaltlich, kommunal oder kooperativ
(oder hybrid) organisierte Versorgungsweisen in den Blick-
punkt, die sich an alternativen Prinzipien wie Reziprozität
oder Reproduktion anstelle des Tauschs orientieren (siehe
Rief, 2019 und Kap. 27). Solche Versorgungsweisen, die
wichtigen Infrastrukturen wie beispielsweise Straßen oder
Parkanlagen und Tätigkeiten wie dem Einkaufen oder Ko-
chen unterliegen, spielen eine herausragende Rolle in der
Strukturierung des Lebensalltags vieler Menschen und sind
daher für die Umstellung von etablierten Routinen und sozia-
len Praktiken von zentraler Bedeutung. Daneben existieren
im Kleinen bereits zahlreiche alternative Versorgungsstruk-
turen wie Energiegemeinschaften oder Lebensmittelkoope-
rativen („food coops“), die eine klimafreundlichere Versor-
gung versprechen. Viele der untersuchten und diskutierten
Lösungsansätze zeichnen sich durch ein hohes Maß an so-
zialer Inklusion und Partizipation aus, wodurch sowohl ein
Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit wie auch zur breiten
Akzeptanz klimafreundlicher Produkte und Dienstleistun-
gen geleistet werden soll (Bärnthaler et al., 2021; Novy
et al., 2020; Wieser, 2021). Die Aufgabe zur finanziellen
Unterstützung solcher Lösungsansätze wird vor allem der öf-
fentlichen Hand zugeschrieben. Kapital- und Finanzmärkte,
denen wie bereits angemerkt in der Skalierung von neuen
Produkten und Dienstleistungen in der Politik eine bedeuten-
de Rolle zugeschrieben wird (siehe Abschn. 14.4), beruhen
dieser Auslegung zufolge vorwiegend auf der Extrahierung
von ökonomischen Renten anstatt der Produktion von Wert
und sollten daher zurückgebildet werden (Bärnthaler et al.,
2021).

Wissenschaftliche Arbeiten zu alternativen Versorgungs-
weisen verorten erhebliches Potenzial zur Vereinbarung von
Klimafreundlichkeit und sozialer Gerechtigkeit (z. B. Deng-
ler & Lang, 2022; Die Armutskonferenz et al., 2021; Exner
& Kratzwald, 2021; Novy, 2020; Seebauer et al., 2019a).
Eine systematische Aufarbeitung und Darlegung der Bedin-
gungen, unter denen alternative Versorgungsweisen aus Sicht
von Klimaschutz und -anpassung bessere Ergebnisse als
Märkte erzielen, konnte bisher nicht geleistet werden. Wenn-
gleich es neben einer großen Anzahl von lokalen Fallstudien
auch vereinzelt vergleichende Analysen16 gibt, begründet

16 Zum Beispiel konnte in einigen Studien auf aggregierter Ebene nach-
gewiesen werden, dass die Dienstleistungen des öffentlichen Sektors
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sich ihre klimapolitische Bedeutung auch heute noch vor-
rangig aus theoretischen Erwägungen (für einen Überblick
siehe Bliss & Egler, 2020). Eine mögliche Handlungsorien-
tierung in der Gestaltung von Versorgungsstrukturen ist die
Unterstützung von möglichst kollektiv genutzten und günsti-
gen Infrastrukturen wie Grünräumen, die weder unmittelbar
zum Wirtschaftswachstum beitragen, noch bestehende Ab-
hängigkeiten verstärken (Kirchner & Strunk, 2021). Eine
solche Gestaltungsoption bietet sich angesichts der Breite
der erforderlichen Güter und Dienstleistungen nur begrenzt
an und aus einer Gesellschaft-Natur-Perspektive blieben die
Rahmenbedingungen, die unabhängig von der dominanten
Versorgungsweise ein Wachstum der Wirtschaftsleistung er-
fordern, davon unberührt.

Aus dieser Sicht bedarf es daher entsprechender Rah-
menbedingungen, die sich an den planetarischen Grenzen
orientieren bzw. diese respektieren (Brand et al., 2021).
Neben am Prinzip der Suffizienz (siehe Abschn. 14.3.4)
orientierten Konsumgrenzen wie Tempolimits oder CO2-
Budgets kommen eine Reihe von Gestaltungsoptionen in
Frage, die an den Versorgungsstrukturen ansetzen. Dazu
gehört zum einen ein möglichst verbindlicher rechtlicher
Rahmen, der das noch verfügbare Treibhausgasbudget für
einen definierten Zeitraum vorgibt, worüber in der Klimafor-
schung weitgehend Konsens herrscht (Kap. 11). Das deut-
sche Bundes-Klimaschutzgesetz, auf das in Kap. 11 näher
eingegangen wird, sieht beispielsweise Reduktionsziele für
die Treibhausgasemissionen sowie entsprechende Überprü-
fungsmechanismen und Sofortmechanismen zur Einhaltung
der Ziele in konkreten Sektoren wie der Energiewirtschaft,
Industrie oder Landwirtschaft vor. Vergleichbare Obergren-
zen ließen sich auch auf konkrete Anwendungsbereiche
einführen. Im Bereich der Gebäude fordern Wissenschaft-
ler_innen beispielsweise die regulative Festlegung einer ver-
bindlichen Obergrenze für die Treibhausgasemissionen, die
einem Quadratmeter Fläche eines neu errichteten oder re-
novierten Gebäudes zugerechnet werden können (EASAC,
2021).

Weitere Gestaltungsoptionen setzen bei der bereits pro-
blematisierten Wachstumsdynamik an. In Bezug auf den
bereits erwähnten Wachstumszwang, der sich unter anderem
aus dem Bestreben nach einer Vereinbarung von Arbeits-
produktivitätszuwächsen und der Schaffung von Arbeitsplät-
zen ergeben kann (Abschn. 14.4.1), führen Wissenschaft-
ler_innen neben der bereits erwähnten steuerlichen Entlas-
tung von Arbeit eine Reihe von weiteren Maßnahmen an,
die eine signifikante Reduktion von Treibhausemissionen bei
gleichbleibendem Beschäftigungsniveau erlauben sollen, al-
len voran durch Arbeitszeitreduktionen und Arbeitsteilung

mit weniger Energie- und Materialverbrauch sowie einem geringeren
CO2-Fußabdruck verbunden sind als die Leistungen anderer Sektoren
(Giljum, 2016; Ottelin et al., 2018; Vogel et al., 2021).

(Gerold, 2017; Zwickl et al., 2016; siehe auch Kap. 7). Damit
wird in Frage gestellt, dass der Mehrwert aus Arbeitsproduk-
tivitätszuwächsen sich zwingend in größeren Produktions-
und Konsumvolumen ausdrücken muss. Stocker et al. (2014)
zeigen auf Basis eines makroökonomischen Modells auf,
wie die Beschäftigung durch eine Kombination aus sozial-
ökologischer Steuerreform und Arbeitszeitreduktion auch
bei „Nullwachstum“ stabil gehalten werden kann. In die-
sem Zusammenhang wird auch das Bruttoinlandsprodukt als
zentrale Messgröße für den Wohlstand einer Gesellschaft
hinterfragt (z. B. Bachner et al., 2021; Kettner et al., 2014;
Kreinin & Aigner, 2021), da durch diese Messgröße wesent-
liche Bereiche der nichtmonetären Versorgung (z. B. durch
Haushalte) ausgeklammert (Kap. 8) und zugleich Anrei-
ze zur weiteren Monetarisierung der Natur gesetzt werden
(Kap. 16).

Letztlich können aus einer Gesellschaft-Natur-Perspek-
tive klimapolitisch problematische Wachstumsdynamiken
nicht ohne Berücksichtigung der Einbettung von Versor-
gungsstrukturen in Prozesse der Finanzialisierung und des
internationalen Wettbewerbs hinreichend adressiert werden.
Entsprechende tiefergreifendereGestaltungsoptionen greifen
wir daher in den Kap. 15 und 16 auf. Bezüglich der Frage,
wie tiefgreifend Veränderungen sein sollen, damit die pla-
netarischen Grenzen eingehalten werden können, gehen die
Ansichten in der Wissenschaft noch weit auseinander (z. B.
Blühdorn et al., 2020; Brand & Wissen, 2017; Spash, 2021).

14.5.3 Schlussbemerkungen

Die vorliegende Analyse wissenschaftlicher Erkenntnisse
weist nicht nur auf eine große Bandbreite möglicher Ver-
änderungen in den bestehenden Versorgungsstrukturen und
entsprechender politischer Gestaltungsoptionen hin, sondern
zeigt insbesondere auf, dass diese in der Wissenschaft weit-
gehend als sich ergänzend gesehen werden und bereits ein
Konsens bezüglich vieler Maßnahmen besteht. Entschei-
dender als die Frage, welche Maßnahmen als prioritär zu
behandeln sind, erscheint daher, wie weit Veränderungen in
den Versorgungsstrukturen gehen müssen, damit die Klima-
ziele eingehalten werden können (entlang der horizontalen
Achse in Abb. 14.3). Je weitreichender die Veränderungen,
desto stärker werden auch die vorherrschenden Konsum-
muster in Frage gestellt. Selbst wenn diese Konsummuster
in wesentlichen Teilen beibehalten werden sollen, bedarf es
schon jetzt einschneidender Veränderungen in betrieblichen
Geschäftsmodellen und Wertschöpfungsprozessen, die weit
über bisherige Tätigkeiten hinausgehen und nicht von einer
dynamischen Umweltwirtschaft alleine gestemmt werden
können. Dies erfordert zum einen geeignete wirtschaftspoli-
tische Rahmenbedingungen, die ein „level playing field“ und
die erforderliche Planungssicherheit für alle involvierten Ak-
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teur_innen schaffen. Zum anderen bedeutet dies angesichts
der kleinstrukturierten Versorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen in Österreich eine intensivere Auseinandersetzung
mit den Herausforderungen unterschiedlicher Versorgungs-
einrichtungen und Versorgungsweisen in der Transformati-
on. Insbesondere in Bezug auf KMU und gemeinnützige
Organisationen sowie alternative, nichtmarktliche Versor-
gungsweisen gibt es diesbezüglich großen Nachholbedarf in
Wissenschaft und Praxis.
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